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Eingebracht wurden 

Anträge der Abgeordneten 

Mon d l  und Genossen betreffend Einsetzung 
eines parlamentarischen Untersuchungsaus­
schusses gemäß § 33 der Geschäftsordnung 
des Nationalrates (I/A) 

lng. H o bl und Genossen betreffend die Ein­
setzung eines parlamentarischen Unter­
suchungsausschusses gemäß § 33 der Ge­
schäftsordnung des Nationalrates (2jA) 

Anfragen der Abgeordneten 

H a  bed, Ma d ert h a n er und Genossen an 
den Bundesminister für Unterricht und Kunst 
betreffend Bau einer neuen Handelsakademie 
und Handelsschule in Liezen (2jJ) 

Dipl.-Ing. Dr. Lei t n er lll1d Genossen an den 
Bundesminister für Finanzen betreffend Tarif­
erhöhung bei den Schülerrnonatskarten (3jJ) 

Gla s er, Dr. B l e n k, Dr. Gruber und Genossen 
an den Bundesm inister für Verkehr betreffend 
Tariferhöhung bei den Österreichischen Bun­
desbahnen (4jJ) 

Zei l li n g er, Dr. S t ix, Mel t e r  und Genossen 
an den Bundesminister für Verkehr betreffend 
die beabsichtigte Erhöhung der Eisenbahn­
tarife (5jJ) 

Beginn der Sitzung: 10 Uhr 

V o r  s i  t z  e n d  e r: Präsident Benya. 

Auf der R e g i e r u n g s b a n k: 

Bundeskanzler Dr. Bruno Kreisky, 

für Wissenschaft und Forschung Dr. Hertha 
Fimberg, 

ohne Portefeuille Dr. lngrid Leodolter; 

Vizekanzler und Bundesminister für soziale 
Verwaltung lng. Rudolf Häuser, die Staatsskretäre: 

die Bundesminister: 

für Inneres Otto Rösm, 

für Justiz Dr. Christian Broda, 

für Unterricht und Kunst Dr. Fred Sinowatz, 

für Finanzen Dr. Hannes Androsm, 

für Land- und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. 
Dr. Oskar Weihs, 

für Handel, Gewerbe und Industrie Dr. Josef 
Staribacher, 

für Verkehr Erwin Frühbauer, 

für Landesverteidigung Karl Lütgendorf, 

für Auswärtige Angelegenheiten Dr. Rudolf 
Kirchschläger, 

für Bauten und Technik Josef Moser, 

im Bundeskanzleramt Dr. Ernst Eugen 
Veselsky, 

im Bundeskanzleramt Elfriede Karl. 

Präsident: Die Sitzung ist e r  Ö f f n e  t. 

Hohes Haus! Ich begrüße respektvoll den 
Herrn Bundespräsidenten, der in uns-erer Mitte 
weilt. (Die Anwesenden erheben sich. - All­
gemeiner Beifall.) 

K r a n k gemeldet ist die Frau Abg,eordnete 
Dr. J ohanna Bayer. 
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14 Nationalrat XIII. GP - 2. Sitzung - 5. November 1971 

Einlauf 

Präsident: Ich ersuche den Schriftführer, 
Herrn Abgeordneten Haberl, um die Ver­
lesung der eingelangten Schreiben des Herrn 
Bundeskanzlers. 

Schriftführer Haberl: 

"An Herrn Präsidenten des Nationalrates 
Ich beehre mich, die Mitteilung zu machen, 

daß der Herr Bundespräsident mit Entschlie­
ßung vom 4. November 1911 mich von der 
Fortführung der Geschäfte des Bundeskanzlers 
und die übrigen Mitglieder der Bundesregie­
rung und den Staatssekretär im Bundes­
kanzleramt von der Fortführung der Geschäfte 

den ao. Gesandten und bev. Minister Dok­
tor Rudolf Kirchschläger zum Bundesminister 
für Auswärtige Angelegenheiten, 

den Abgeordneten zum Nationalrat Josef 
Moser zum Bundesminister für Bauten und 
Technik, 

den Abgeordneten zum Nationalrat Doktor 
Hertha Firnberg zum Bundesminister für Wis­
senschaft und Forschung. 

Gemäß Artikel 70 Absatz 1 in Verbindung 
mit Artikel 78 Absatz 1 des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 

Primaria Dr. Ingrid Leodolter zum Bundes­
minister ohne Geschäftsbereich. 

enthoben hat. 
Kreisky" Gemäß Artikel 70 Absatz 1 in Verbindung 

mit Artikel 78 Absatz 2 des Bundes-Verfas-
"An Herrn Präsidenten des Nationalrates sungsgesetzes in der Fassung von 1929 

Ich beehre mich, die Mitteilung zu machen, den Abgeordneten zum Nationalrat Doktor 
daß der Herr Bundespräsident mit Entschlie- Ernst Eugen Veselsky und 
ßung vom 4. November 1971, Zl. 11.001/71, 

mich gemäß Artikel 70 Absatz 1 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 

zum Bundeskanzler ernannt hat. 

Weiters hat der Herr Bundespräsident auf 
meinen Vorschlag ernannt: 

Gemäß Artikel 70 Absatz 1 in Verbindung 
mit Artikel 77 Absatz 4 des Bundes- Verfas­
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 

den Abgeordneten zum Nationalrat Ing. 
Rudolf Häuser zum Vize kanzler und zum 
Bundesminister für soziale Verwaltung. 

Gemäß Artikel 70 Absatz 1 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 

den Landesrat Otto Rösch zum Bundesmini­
ster für Inneres, 

den Abgeordneten zum Nationalrat Doktor 
Christi an Broda zum Bundesminister für 
Justiz, 

den Landesrat der Burgenländischen Landes­
regierung Rat des wissenschaftlichen Dienstes 
Dr. Fred Sinowatz zum Bundesminister für 
Unterricht und Kunst, 

den Kammeramtssekretär Elfriede Karl zu 
Staatssekretären und sie zur Unterstützung 
in der Geschäftsführung und zur parlamen­
tarischen Vertretung dem Bundeskanzler bei­
gegeben. 

Kreisky" 
Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Erklärung der Bundesregierung 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zu dem Punkt: Erklärung 
der Bundesregierung. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Bundeskanzler Dr. Kreisky. Ich erteile es ihm. 

Bundeskanzler Dr. Kl'eisky: Herr Präsident! 
Hohes Hausl Am 14. Juli 1971 hat cl-er Natio-
nalrat mit den Stimmen der Sozialistischen 
Partei und der Freiheitlichen Partei gegen die 
Stimmen der Osterreichtschen Volkspartei den 
Beschluß gefaßt, den Nationalrat gemäß Arti­
kel 29 Absatz 2 des Bundes-Verfassungsgeset-
2les in der Fassung von 1929 vor Ablauf der 
XII. Gesetzgebungsperiode aufzulösen. 

den Abgeordneten zum Nationalrat Dktm. Ich habe nicht die Absicht, über die ver-
Dr. Hannes Androsch zum Bundesminister für gangene Legislaturperiode Reminiszenzen an� 
Finanzen, 

den Abgeordneten zum Nationalrat Dipl.­
Ing. Dr. Oskar Weihs. zum Bundesminister 
für Land-und Forstwirtschaft, 

zustellen, noch wenig-er möchte ich die Stand­
punkte der Parteien in der Debatte, die dem 
Auflösungsbeschluß voranging, wiederholen, 
aber ich betrachte es als meine Aufgabe, 
daran zu erinnern, daß die Neuwahlen vom 

den Abgeordneten zum Nationalrat
. 

�ipl.- 10. Oktober eine Folge dieses Beschlusses des 
Vw. Dr. Joset Staribacher zum B�ndesmImster Nationalrates gewesen sind. 
für Handel, Gewerbe und Industne, 

. . Es wurde damals als Argument geg-en diesen 
den Abgeordneten zu� !'labon.�lrat Erwm Beschluß vielfach ins Treff-en g,eführt, daß das 

Frühbauer zum BundesmInIster fur Verkehr, 

I 
österreichische Volk der Wahlen müde wäre 

den Brigadier Karl Lütgendorf zum Bundes- und man ihm daher eine solche Entscheidung 
minister für Landesverteidigung, ersparen sollte. 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 

Es hat sich aber gezeigt, daß sich das öster­
reichische Volk der Wichtigkeit dieser Ent­
scheidung bewußt war, was aus der hohen 
Wahlbeteiligung ersehen werden kann. Am 
1. März 1910 sind unter Einrechnung der Nach­
wahlen 4,588.961 Wahlberechtigte oder 
9 1 ,18 Prozent zu den Urnen gegangen, am 
10. Oktober 191 1  waren es 4,556.990 Wahl­
berechtigte oder 92,44 Prozent. 

Als Wahlziel der Osterreichischen Volks­
partei erklärte ihr Bundesparteiobmann Dok­
tor Schleinzer am 3. September 1911, "wieder 
die mandatsstärkste Partei zu werden". 

Die Osterreichische Volkspartei erhielt 43, 1 1  
Prozent der Stimmen und 80 von 183 Manda­
ten. 

Bundesparteiobmann Friedrich Peter er­
klärte für die Freiheitliche Partei Osterreichs, 
daß es das Wahlziel sBiner Partei wäre, di,e 
absolute Mehrheit sowohl von SPO als auch 
von OVP zu verhindern. 

Die Freiheitliche Partei erhielt 5,45 Prozent 
der Stimmen und 1 0  von 183 Mandaten. 

Namens der Sozialistischen Partei Oster­
reichs erklärte ich, daß die SPO ein so hohes 
Maß an Vertrauen eneichen möchte, um in 
der Lage zu sein, die Regierungsverantwor­

tung allein zu tragen. 

Die Sozialistische Partei Osterreichs erhielt 
50,04 Prozent der Stimmen und 93 von 
183 Mandaten. 

Ich möchte nun, Hohes Haus, an Hand des 
Wahlresultates darlegen, daß das neue Wahl­
gesetz, dessen Verfassungsmäßigkeit durch das 
am 1 5. Oktober 197 1  mündlich verkündete 
ErkenntnLs des Verfassungs gerichtshofes klar­
gestellt wurde, mit dem alle von mehreren 
Landesregierungen in diesem Zusammenhang 
erhobenen Verfassungsbeschwerden abgewie­
sen sind, ein höheres Maß an Gerechtigkeit 
in der Mandatsverteilung gebracht hat. 

Berücksichtigt man nur die Stimmen d'er drei 
im Parlament vertretenen Parteien, so hat die 
Sozialistische Partei 50,15 Prozent aller der 
für die im Nationalrat vertretenen politischen 
Parteien abgegebenen Stimmen und 50,82 Pro­
z,ent der Mandate erhalten, die Volkspartei 
43,72 Prozent aller der für die im Nationalrat 
vertretenen politischen Parteien abgegebenen 
Stimmen und ebenfalls 43,72 Prozent der Man­
date sowie die Freiheitliche Partei 5,53 Pro­
zent aller der für die im Nationalrat ver­
tretenen politischen Partei,en abgegebenen 
Stimmen und 5,46 Prozent der Mandate. 

Daraus ergibt sich, daß allen Rechenspiele­
reien zum Trotz dieser Nationalrat zum ersten 
Male eine dem Proportionalsystem maximal 
adäquate Zusammensetzung hat. 

Wie aus den genannten Zahlen weiter her­
vorgeht, stützt sich d1e Regierungspartei auf 
2,280.168 Stimmen, während die bei den ande­
ren Parteien 2,2 13. 1 86 Stimmen erhalten haben. 
Damit ist die Aufforderung, die die Regie­
rungspartei an die Wählerschaft gerichtet hat, 
durch ihr Votum klare Verhältnisse zu schaf­
fen, in eindeutiger Weise erfüllt worden. 

Ich habe demgemäß dem Herrn Bundes­
präsidenten gestern die Bildung einer Regie­
rung in der Zusammensetzung, wie sie sich 
heute dem Parlament vorstellt, vorgeschlagen. 

Trotz der klaren Mehrheitsverhältnisse, die 
es für diese Legislaturperiode nun gibt, möchte 
ich gleich zu Beginn meiner Ausführungen 
in aUer Form die Erklärung abg,eben, daß die 
neue Bundesregierung jederzeit zur Zusam­
menarbeit mit den anderen Parteien des Par­
laments bereit ist. Sie wird keine Möglichkeit 
aussdllagen, diese Zusammenarbeit zu suchen, 
und ist sich des Umstandes bewußt, daß es 
eine soldle nur geben kann, wenn auf s'eiten 
der Mehrheit dieses Hauses, die diese Regie­
rung stützt, auch eine entsprechende Kom­
promißber€itschaft besteht. 

Diese Kompromißbereitsdlaft aber muß dort 
ihre Grenze finden, wo die Regelung der 
betreffenden Materie ihrer Substanz beraubt 
werden würde oder die Zielvorstellungen, 
die mit dieser Regelung verbunden sind, siCh 
nicht erreichen Heßen. 

J edenfaUs wird die Bundesregierung - das 
mödlte ich im Namen aller ihrer Mitglieder 
erklären - Anregungen, die in diesem Hause 
geäußert werden, mit selbstverständlicher 
Aufmerksamkeit verfolgen, Kritik mit gebo­
tenem Ernst zur Kenntnis nehmen und Vor­
schläge mit entsprechender Sorgfalt prüfen. 

Was die Bundesregierung betrifft, wird sie 
ihr,erseits alles tun, um ein Klima der Nüch­
ternheit und der sachlichen Kooperation zu 
schaffen, wobei sie sich klar darüber ist, daß 
es, so wie in allen demokratischen Staaten, 
auch in Osterreich Sache des Parlaments ist, 
das Kontroversielle herauszustellen, um eine 
deutliche Profilierung der politischen Stand­
punkte herbeizuführen. 

Oberste Instanz für die Beurteilung der Par­
teien, die Art, wie sie ihre Aufgabe erfüllen, 
und die Qualität des Parlamentarismus ist und 
bleibt das österreichische Volk. Um ihm diese 
Entscheidungsmöglichkeit in maximaler Weise 
zu bieten, bekennt sich diese Regierung im 
Lichte der Erfahrung-en zur Transparenz und 
begrüßt di,e Möglichkeiten, die sich diesbe­
züglich durch den Einsatz der Massenmedien 
bieten. 

Die neue Bundesregierung identifiziert sich 
mit der Regierungserklärung vom 27. April 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 

1970, und sie wird bestrebt sein, die in ihr 
enthaltenen Ziele in den nächsten vier Jahren 
schrittweise zu erfüllen. 

Es :ist das erklärte Ziel der Bundesregierung, 
einen Staat der Wohlfahrt für alle zu verwirk­
lichen, und deshalb muß es ihre erste Aufgabe 
sein, dort einzugreifen, wo es heute noch 
Armut gibt, wobei der Begriff der Armut rela­
tiver Art ist. Arm zu sein in der Frühzeit 
der gegenwärtigen Gesellschaftsordnung be­
deutet etwas anderes als arm zu sein in der 
Zeit einer schweren Arbeitslosenkrise, wieder 
etwas anderes in der Zeit der modernen 
Industriegesellschaft, deren Korrelat eine ent­
wickelte Sozialpolitik ist. Ich könnte den Kreis 
der Menschen, der heute einzubeziehen wäre, 
mit ungefähr 450.000 präzisieren. Wir meinen 
damit die rund 360.000 Empfänger von Aus­
gleichszulagen, die 60.000 Witwen, die Zusatz­
renten beziehungsweise Beihilfen aus der 
Kriegsopferv,ersorgung erhalten, und die 
29.000 Dauerbefürsorgten. Maßnahmen auf die­
sem Gebiete können allerdings nur schritt­
we'ise erfolgen, weil auch die bescheidensten 
Verbesserungen für den einzelnen insgesamt 
gewaltige Beträge ,erfordern. 

Gleichzeitig dürfen wir nicht übersehen, daß 
wir dem Grundsatz der modernen Sozialpolitik 
Rechnung zu trag'en haben, wonach Solidarität 
und Riskengemeinschaft in Verbindung mit 
staatlicher Hilfe Voraussetzungen und Grund­
lagen der modernen Sozialversicherung sein 
sollen. Ihre Aufgabe ist es, neben Sachletstun­
gen das durch die Wechselfälle des Lebens 
verlorengegangene Arbeitseinkommen nach 
sozialen und versicherungsmäßigen Prinzipien 
zu ersetzen. Im Sinne dieser Grundsätze ist 
nach wie vor die Erstellung eines Gesamt­
konzeptes für alle Zweige der Sozialversiche­
rung, verbunden mit einem längerfristigen 
Finanzierungsplan, eine unbedingte Voraus­
setzung' um die bestehenden Leistungen und 
berechtigte notwendige Verbesserungen zu 
gewährleisten. 

heitsfrüherkennung besonderen Vorrang ein­
zuräumen. Krankheitsfrüherkennung und Vor­
sorgeuntersuchungen sollen Bestandteil des 
Leistungsrechtes der sozialen Krankenver­
sicherung werden. 

Die dringendsten Forderungen der Kriegs­
opfer werden nach einem Etappenplan, der 
bereits im Rohentwurf im Sozialministerium 
vorliegt, erfüllt werden. Auch den Forderun­
gen der Opfer politischer Verfolgung wird 
gebührende Aufmerksamkeit geschenkt wer­
den. 

Die Bemühungen um die Kodifikation des Ar­
beitsrechtes, für die bereits umfangreiche Vor­
arbeit geleistet wurde, werden rasch und ziel­
führend fortgesetzt. Im kommenden Jahr soll 
als erster Teil der Kodifikation das "Kollek­
tive Arbeitsrecht" der parlamentarischen Be­
handlung zugeführt werden. Hiebei soll auch 
die Mitbestimmung in wirtschaftlichen Ange-
1eg,enheit'en ausgedehnt und verbessert wer­
den. Das individuelle Arbeitsrecht wird in der 
Kodifikationskommission weiterbehandelt. 

Hohes Hausl Ich möchte mich nun dem 
zweiten Bereich zuwenden, in dem Hundert­
tausende Menschen gleichermaßen unversdlUI­
det sich in schwerer Bedrängnis, ja sehr häufig 
geradezu in ,einer echten Notsituation befin­
den - das ist das Wohnungsproblem. Aus 
einer internationalen Statistik geht hervor, 
daß sich hier Osterreich immer noch an vor­
letzter Stelle unter den demokratischen Län­
dern Europas befindet. 

Im Jahre 1970 wurden nur 44.980 Wohnun­
gen fertiggestellt. Diese Zahl wurde in der 
Wahlwerbung irrtümlicherw.eise von der Pro­
paganda einer Partei gegen die Bundesregie­
rung ins Treffen geführt, wobei allerdings 
den Autoren dieser Propaganda der Umstand 
entgangen sein dürfte, daß Baubeginn und 
Planung von Wohnungen, die im Jahr 1970 
fertiggestellt worden sind, offenbar in die Ära 
der früheren Bundesregierung g,efallen sein 

In der Pensionsversicherung sind im Rahmen müssen. 
eines solchen Konzeptes die noch bestehenden Hier kommt es mir vor allem auf die Fest­
sozialen Härten allmählich abzubauen. Dif- stellung an, daß es sich um ein Problem von 
ferente Rechtsnormen in den einzelnen Pen- besonderer Bedeutung handelt, dessen Schwie­
sionssystemen, soweit sie nicht im Sachlichen rigkeit vor allem historisch begründet ist. 
begründet sind, sollen einander angeglichen 
werden, mit dem Ziel, ein weitgehend einheit­
liches Pensionsrecht für alle Bevölkerungs­
gruppen zu schaffen. 

Die Ergebnisse der Enquete über die soziale 
Krankenversicherung werden die Grundlage 
für ein mittelfristiges Finanzkonzept für alle 
Bereiche der Krankenversicherung darstellen. 
Darüber hinaus wird es notwendig sein, das 
bestehende Leistungsrecht zu sichern, Unzu­
länglichkeiten zu beseitigen und der Krank-

Zufriedenstellende Wohnverhälfrrlisse sind 
eine wesentliche Voraussetzung für die Lei­
stungskraft des einzelnen und für eine gesunde 
Entwicklung der Familien. (BeifalI bei deI 
SPO.) 

2,8 Millionen Osterreicher wohnen noch 
immer in Wohnungen, die hinsichtlich ihrer 
Ausstattung den heutigen Ansprüchen nicht 
genügen. Noch immer stammt die Mehrzahl 
aller Wohnung,en aus der Zeit vor dem Jahre 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 

1914, fast ein Viertel aller Wohnhäuser wurde privaten Interessen an Grund und Boden und 
sogar vor dem Jahre 1880 errichtet. den Anliegen der Gemeinschaft herzustellen. 

Diese Uberalterung des Wohnungsbestan� 
des ist eine der wesentlichsten Urrsachen für 
die unzureichende Wohnungs qualität. 3,5 Mil· 
lionen Osteneicher wohnen ohne Badegele� 
g,enheit, 1 Million Osterreicher hat nicht ein� 
mal Wasser in der Wohnung. 

Die Zahl der jährlich errichteten Wohnun­
gen je 1000 Einwohner ist in Osterreich seit 
dem Jahre 1967 ständig gesunken, während 
sie in anderen Staaten weiter anstieg. Da­
durch ist Osterreich in den Kreis der euro­
päischen Staaten mit der geringsten Wohn� 
bauleistung '  geraten. 

Di'e Bundesregierung wird daher alle Maß­
nahmen ergreifen, um Osterreich auch in be� 
zug auf die Wohnbauleistung und die Woh­
nungsausstattung zumindest an die anderen 
europäischen Industriestaaten heranzuführen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Zur Erreichung dieses Zieles werden vor 
allem neue Wege in der Wohnbauförderung 
beschritten werden müssen. Die Bundesregie� 
rung hat bere'its in der abgelaufenen Legisla­
turperiode einen Gesetzentwurf zur Novellie­
rung des Wohinbauförderungsgesetzes dem 
Nationalrat vorgelegt, der jedoch nicht mehr 
v,erabschiedet werden konnte. Die Bundes­
regierung wird neuerlich dem Parlament einen 
Gesetzesvorschlag unterbreiten, der es ermög­
licht, unter Bedachtnahme auf die gegebene 
finanzielle Lage des Bundes eine höhere An­
zahl von Wohnungen als bisher zu fördern. 
Damit soll vorerst der rückläufigen Tendenz 
im Wohnbau begegnet und für die Zukunft 
die Grundlage zu einer weiteren Steigerung 
der Wohnbauleistung geschaffen werden. 

Bei der Gestaltung der öffentlichen Wohn­
bauförderung wird aber auch darauf zu achten 
sein, daß die neuerrichteten Wohnungen allen 
Wohnungsuchenden zugänglich sind. Der 
vVohnungsaufwand muß den Einkommensver­
hältnissen der österreichischen Bevölkerung, 
insbesondere auch der jungen Menschen, ent­
sprechen. (Beifall bei der SPO.) 

Eine Verstärkung der Wohnbauförderung 
ist jedoch nur zielführend, wenn der Woh­
nungsbau in den Rahmen der regionalen Ent­
wicklungskonzepte eingefügt werden kann. Es 
ist daher erforderlich, gesetzliche Maßnahmen 
zur Bodenbeschaffung in die Wege zu leiten 
und durch entsprechende Maßnahmen unge­
nützte, für den Wohnbau geeignete Grund­
flächen der Verbauung zu öffnen. (Beiiall bei 
der SPO.j Bei der Gestaltung der bodenrecht­
lichen Vorschriften wird die Bundesregierung 
bemüht sein, einen Ausgleich zwischen den 

Eine der wichtigsten Aufgaben zur Verbes­
serung der Wohnverhältnisse ist die Schaf­
fung gesetzlicher Grundlagen für eine geord­
nete Stadterneuerung. In Wohnvi,erteln mit 
"abgewohntem" Baube.stand entsprechen auch 
die Umweltbedingung1en nicht den gesund­
heitlichen und wirtschaftlichen Anforderungen 
eines modernen städtischen Lebens. Diesen 
städtebaulichen Mißständen kann nur durch 
ein modernes Assanierungsgesetz begegnet 
werden. D�e Bundesr'egierung hat die Vor­
arbeiten für eine solche Gesetzesvorlage be­
reits in der abgelaufenen Legislaturperiode 
eingeleitet und wird einen diesbezüglichen 
Entwurf ehestens dem Nationalrat vorlegen. 
Diese Vorschriften werden so zu gestalten 
sein, daß eine Mitwirkung der Grundeigen­
tümer an der ASlsanierung ermöglicht und 
gerechtfertigte Ansprüche gewahrt werden. 
Die Bundesregi'erung ist aber auch der Auf­
fassung, daß der ungerechtfertigte Widerstand 
einzelner die im Interesse der Allgemeinheit 
erforderliche Assanierung nicht verhindern 
darf. (Beiiall bei der SPO.) 

Die aus dem Jahre 1940 stammenden Rechts­
grundlagen für die Gemeinnützige Wohnungs­
wirtschaft werden durch ein neues, modernes 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz zu erset­
zen sein. 

Hohes Haus! Während auf der einen Seite 
nicht erhaltungswürdige Wohnhäuser durch 
Neubauten ersetzt werden müssen, .sollen 
andererseits di.e Bestrebungen unterstützt wer­
den, erhaltungswürdige Wohnhäuser zu ver­
bessern. Die Bundesregierung wird 'eine Ände­
rung zum Wohnungsverbesserungsgesetz vor­
schlagen, um den Einsatz der öffentlichen Mit­
tel für Zwecke der Wohnungsverbesserung 
in Althäusern wirksamer zu gestalten. 

Aus all dem können Sie, meine Damen und 
Herren im Hohen Haus, erkennen, daß die 
Bundesregierung es als eine der wichtigsten 
Aufgaben ihrer Politik überhaupt betrachtet, 
die Grundlagen dafür zu schaffen, daß die 
Wohnbedüfnisse der Bevölkerung in quali­
tativer und quantitativer Hinsicht den Erfor­
dernissen unserer Zeit entsprechend befriedigt 
werden können. 

Hohes Haus! Ein weiterer Bereich, der der 
besonderen Obsorge des Staates 'aufgetragen 
ist, Isofern er sich das Ziel setzt, der Wohl­
fahrt aller zu dienen, ist der der Gesundheit. 

Es ist eine längst anerkannte gesellschaft­
liche Aufgabe, den Kampf gegen das, was 
ich einmal - ein Dichterwort variierend -
"das Sterben vor der �eit .. genannt habe, 
zu führen. 

4 
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Darf ich hier einige nüchterne Zahlen nen­
nen: 

Die durchsdmitUiche Lebenserwartung be­
trägt in Osterreich für Männer 66,3 Jahre, 
für Frauen 73,5 Jahre. 

Di-e entsprechende Lebenserwartung ist in 
Dänemark für Männer vier Jahre höher, für 
Frauen ein Jahr höherj in den Niederlanden 
für Männer fünf Jahre höher, für Frauen drei 
Jahren höher; in Norwegen für Männer fünf 
Jahre höher, für Frauen drei Jahre höher; 
in Schweden für Männer sechs Jahre höher, 
für Frauen dr.ei Jahre höher. 

Ohne Zweifel gehört zum Kampf gegen das 
"Sterben vor der Zeit" auch der Kampf gegen 
den täglichen Tod auf Osterreichs Straßen. 
Es ist doch eine erschütternde Tatsache, daß 
allein in den letzten fünf Jahren 10.467 Men­
schen durch Verkehrsunfälle ums Leben ge­
kommen sind. D1es entspricht der Einwohner­
zahl der Hauptstadt des Burgenlandes, Eisen­
stadt. 

Eine moderne Gesundheitspolitik kann auch 
an dem Umstand nicht vorübergehen, daß 
asterreich in der Selbstmordstatistik einen 
traurigen Rekord hält und im Verhältnis zur 
Bevölk-erungszahl unter aUen europäischen 
Staaten an zweiter Stelle liegt. 

Allein in den Letzten zehn Jahen sind in 
asterreich mehr als 16.000 Menschen frei­
willig aus dem Leben ge,schieden. Wenn mal[) 
nun noch in Rechnung stellt, daß auf jeden 
gelungenen Selbstmord in der Regel noch zwei 
Selbstmordversuche kommen, so läßt sich hier­
aus eine wahrhaft erschrec�ende Zaht

" 
von 

Menschen ersehen, denen der Tod al-s der 
einzige Ausweg aus ihrer tristen Alltags­
situation erscheint. 

Es ist eine häufige, aber dennoch höchst 
unrichtige Annahme, daß es sich bei Selbst­
mördern vor allem um seelisch Kranke han­
delt. Eine genauere Dberprüfung der Statistik 
zeigt, daß eine sehr häufige Ursache für 
Selbstmord Vereinsamung und Alter ,sind. Und 
deshalb muß es in steigendem Maße die Auf, 
gabe der Gesellschaft sein, sich um neue For­
men der Betreuung der älteren Mitbürger zu 
bemühen, wobei ich überz.eugt bin, daß die 
großen Traditionen österreichischer Wohl­
fahrtspolitik uns erlauben werden, hier durch­
aus neue Wege zu gehen. 

Die Qualität einer gesellschaftlichen Grd' 
nung kann man nicht zuletzt daran erkennen, 
inwieweit sie sich- auch um das Schicksal der­
jenigen bemüht, die nicht mehr im Produk� 
tionsprozeß ,stehen, also sich nidlt mehr im 
ökonomischen Sinn nützlich machen, inwieweit 
sie sich auch um jene kümmert, die an den 

Rand uns·eres gesellschaftlichen Lebens ge­
drängt worden sind. Erschreckende Zahlen, die 
sich allerdings mit gleicher Präzision nicht 
feststellen lassen, gibt es über Todesursachen. 
die durch allzu großen Genuß von Alkohol 
entstehen. 

Mehr als 100.000 Menschen in asterreich 
sind heute durch übermäßigen Alkoholgenuß 
in ihrer -sozialen Stellung und in ihr-er Gesund� 
heit bedroht und laufen Gefahr, frühzeitig 
daran zugrunde zu gehen. Die Sterblichkeit 
ist nämlich unter dieser Gruppe von Menschen 
um ein Vierfaches höher als für Angehörige 
vergleichbarer Bevölkerung_sgruppen. 

Auf dem Gebiet der Gesundheitspolitik ,sind 
dem Bund gewisse Grenzen g'esetzt, und so 
möchte ich unter Berücksichtigung dieser 
Grenzen einige Ziel punkte nun ang,eben. 

Es wird notwendig sein, das Spitalswesen 
auf eine neue Grundlage zu stellen. Zweck 
und Sinn der Reform :ist es, jedem Staats­
bürger die nach dem Stand der medizinischen 
Wissenschaft optimale Anstaltsbehandlung zu 
gewähren. Die Spitalsorgarnisation ist an die 
neuzeitlichen Erfordernisse anzupass-en: Der 
Spitals betrieb selbst muß reorganisiert und 
eine ausgeglidlene Finanzierung ,sichergestellt 
werden. 

Der g'ezielte Ausbau von Vorsorg-eunter­
suchungen und Maßnahmen zur Krankheits­
früherkennung gehören zu den ensten Auf� 
gaben der nächsten Zeit, ebenso der Ausbau 
und die Sanierung der ärztlichen Versorgung 
der Bevölkerung, wobei der Einrichtung des 
ärztlichen Notdienstes und dem Problem der 
ärztlichen Versorgung im ländlichen Raum 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen sein 
wird. 

Die verstärkte Aufklärung der Bevölkerung 
über gesundheitliche Gefahren und Erziehung 
zur wirksamen Eindämmung der Säuglings­
und Kindel1sterblichkeit, der Unfallgefahren 
sowie des Alkohol-, Nikotin- und Suchtgift­
mißbrauches gehören mit dazu. 

Notwendig sind Vorkehrungen für sY'stema­
tisch-e Gesundenunter;suchungen zur Früher­
kennung insbesondelie von Krebs, Diabetes 
und Tuberkulose, intensive Unterstützung 
und Förderung bei der praktischen Bekämp­
fung von Herz- und Kreislauferkankungen. 

Der Errichtung von Rehabilitationseinrich­
tungen für Suchtgiftkranke soll besondere 
Förderung gewährt werden. 

Drei Monate nach lJbernahme der Reg.ie­
rungstätigkeit wurde über Beschluß des Mini­
sterrates ein interministerielles Komitee zur 
Ausarbeitung eines Programms für den 
Umweltschutz eingesetzt. Im April dieses 
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Jahres konnte dieses Komitee eine umfas­
sende Bestandaufnahme im Bericht über die 
Lage auf dem Gebiete des Umweltschutzes 
vorlegen. 

Bedeutend ist auch die Zusammenstellung, 
aus der dle große Zahl jener wissenschaft­
lichen Institutionen hervorgeht, die sich mit 
diesen Problemen beschäftigen: 

Mit Fragen der Luftverunreinigung be­
fassen sich im Augenblick 27, mit der V,er­
unreinigung des Wassers 19 wissenschaft­
liche Forschungs- und Untel'suchungsanstalten. 
Wir sind der Meinung, daß die überaus wert­
volle Arbeit aller dieser Organisationen koor­
diniert werden muß. 

Als Hauptaufgaben für die weitere Tätig­
keit auf diesem Gebiet gelten folgende: Die 
Schaffung geeigneter orgarnisatorischer und 
rechtlidrer Grundlagen für Maßnahmen zum 
Schutz vor gesundheitsschädigenden Umwelts­
einflüssen, für Maßnahmen zur Sicherung der 
Erholungsräume, für Maßnahmen zur Rein­
haltung von Luft und Wasser, für eine 
hygienische Abfallbeseitigung, für Maßnah­
men zur Bekämpfung von Lärm und Geruchs­
belästigung und für den Strahlenschutz. 

Bei dieser Gelegenheit scheint die Fest­
stellung am Platze, daß alle diese Aufgaben 
die Mobilisierung gigantischer Geldmittel er­
fordern und daß, wenn sie vom Stadium der 
Vorbereitung in das der Verwirklichung ein­
treten, viel davon abhängen wird, ob diese 
Geldmittel auch vorhanden sind. 

Diese Bundesregierung wird nicht davor zu­
rückschrecken, im gegebenen Z!eitpunkt die 
Offentlichkeit und auf diesem Wege das öster­
reichische Volk mit der Frage zu konfron­
tieren, was ihm ,S'eine Gesundheit wert ist. 
Für den Umweltschutz muß in -erster Linie 
das Verursacherprinzip gelten. Dort, wo sich 
dieses Prinzip nicht anwenden läßt, kann der 
Einsatz öffentlicher Mittel nicht ausgeschlos­
sen werden. 

Ich möchte bei di'e'ser Gelegenheit die volks­
wirtschaftliche Feststellung machen, und es 
ist dies auch die Auffassung durchaus liberaler 
Okonomen, daß die Leistungsfähigkeit der 
Volkswirtschaft durch den Ubergang zu um­
weltfreundlidlen Verfahren und Erzeugnissen 
durchaus nicht verringert werden muß, son­
dern eher zu einer Rationalisierung und Ver­
besserung führen wird. 

Um das zu erIieichen, wird die Bundes­
regierung auf diesem Gebiet in engstem Ein­
vernehmen mit den Interessenvertretungen 
der Wirtschaft zusammenarbeiten. 

Ein erlst,er Schritt zur Verstärkung der An­
strengungen auf diesem Gebiete ist die Schaf-

fung eines eigenen Bundesministeriums für 
Gesundheit und Umweltschutz, dessen Auf­
gabenbereich im wesentlichen neben den Kom­
petenzen des Bundesministeriums für soziale 
Verwaltung auf dem Gebiete des Gesund­
heitswesens jene Angelegenheiten des 
Veterinärwesens aus dem Bereiche des Bun­
desministeriums für Land- und Forstwirtsdlaft, 
die für die menschliche Gesundheit von Be­
deutung sind, umfass-en soll. Außerdem soll 
dies-ern Ministerium - unbeschadet der allg.e­
meinen KoordinatioIl:skompetenz des Bundes­
kanzlers - die Aufgabe oblieg-en, das ein­
heitliche Zusammenwirken aUer Bundesstellen 
auf dem Gebiete des Umweltschutzes zu er­
möglichen. (Beifall bei der SPO.) 

Es mag vielleicht für das Hohe Haus von 
Interesse Isein, daß von gegenwärtig 16 von 
mir untersuchten Staaten fünf über ein eigenes 
Ministerium für Umweltschutz und fünf über 
ein -eigenes Ministerium für Gesundheits­
poli Hk verfügen. 

Der Umweltschutz, meine Damen und Her­
ren, hat aber auch einen anderen, einen zu­
sätzlichen wirtschaftlichen Aspekt, der gerade 
für Osterreich von besonder-er Bedeutung ist. 
Eine nicht rasch genug -erfolgende Vorsorge 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes könnte 
Osterreich als Fremdenverkehrsland ,sehr 
leicht disqualifizteren. Auch das i'st bei dem 
Einsatz von Mitteln zu beachten, vor allem 
wenn man weiß, daß uns der Fr,emdenverkehr 
in diesem Jahr Einnahmen in der Höhe von 
zirka 31 Milliarden Schilling bringen wird. 

Ehe ich dem Herrn Bundespräsidenten über 
die Absicht zur Errichtung eines Bundesmini­
steriums für Gesundheit und Umweltschutz 
berichtet habe, habe ich mich sehr gründlich 
mit der Frage beschäftigt, ob nicht durch die 
Schaffung eines solchen Ministeriums einer 
Vergrößerung unseres bürokratischen Appa­
rates Vorschub geleistet wird. 

Darf ich hier die Feststellung machen, daß 
wir mit einer ähnlichen Fragestellung 'anläß­
lich der Schaffung des Bundesministeriums für 
Wissensdlaft und Forschung konfrontiert 
waren. Die Schaffung dieses Ministeriums wird 
heute praktisch von allen im wiSlsenschaft­
lichen Leben Wirkenden begrüßt. Darf ich 
feststellen, daß den wissenschaftlichen und 
Kunsthochschulen, den wissenschaftlichen An­
stalten, Bibliotheken, Museen und dem Bun­
desdenkmalamt insgesamt um 1780 Dienst­
posten mehr zuerkannt wurden, das heißt also 
wi-ssenschaftliches Personal, während der 
Dienstpostenstand der Zentralleitung nur um 
13 erhöht wurde, von denen drei jedoch nicht 
nachbesetzt wurden, sodaß insgesamt durch 
die Schaffung dieses -so wichtigen Res,sorts 
de facto zehn Schreibtische mehr g'eschaffen 
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wurden. (Beifall bei der SPO.) Unter diesen 
13 Beamten befinden ,sich vor allem jene 
Beamte, denen die Erstellung der österreichi­
schen Forschunglskonzeption oblag, einer 
Arbeit, die von der am 18.119. Oktober 1971 
abgehaltenen Rektorenkonferenz als erstes 
umfassendes Konzept, als Pionierleistung be­
zeichnet wurde. 

Hohes Haus! Ich möchte mich nun der Frage 
der Bildungspolitik zuwenden. Hier ist in den 
letzten Jahren der Begriff der Chancengleich­
heit eingeführt worden. Viele sehen darin eine 
Demokratisierung unseres Schulwesens. 

Eine solche Vorstellung, wonach die Start­
bedingungen aller gleich sind, was aber aus 
der Chance gemacht wird, als g,esellschaftlich 
zulässige, j a  wünschbare Ungleichheit be­
trachtet wird, Isoll durch'aus nicht kritiklos 
akzeptiert werden. Für jeden Anhänger eines 
ununterbrochenen gesellschaftlichen und päd­
agogischen Reformprozesses auf dem Gebiet 
der Schulpolitik muß j edoch die Chancen­
gleichheit aller als ein erster, sehr wesent­
licher Schritt angesehen werden. 

Insbesondere aber wird die Bundesregie­
rung bemüht sein, ihre bereits in der ver­
gangenen Legislaturperiode mit großer Inten­
sität betriebene Forderung nach Bereitstellung 
unentgeltlicher Schulbücher zu Vierwirklichen, 
ebenso auch die Befreiung der Eltern von allen 
Gebühren, ,soweit sie mit der Ausbildung des 
Kindes verbunden sind, zu erreichen. (Beifall 
bei der SPO.) 

Die Bundesregierung darf in diesem Zu­
sammenhang eindeutig klarstellen, daß für 
sie Familienpolitik nicht gleichbedeutend ist 
allein mit Beihilfengewährung und Steuer­
begünstigungen, sondern daß sie die Auf­
fassung vertritt, daß Familienpolitik 'einen 
wesentlichen Teil vor allem der Sozialpolitik 
und darüber hinaus der allgemeinen Gesell­
schaftspolitik darstellt. Diesem Grundsatz 
dienten auch die Bestrebungen der früheren 
Bundersregierung, wodurch die freie Schul­
fahrt eingeführt wurde. Dazu gehört unter 
anderem die laufende Aufwertung der Bei­
hilfen bei Uberprüfung des gegenwärtigen 
Systems der Gewährung der Familienbeihilfen. 

Hohes Haus! Zu den grundlegenden Vor­
aussetzungen der Europareife gehört ein Bil­
dungs- und Erziehungssystem, das den Erfor­
dernissen unserer sich ständig wandel!nden 
Welt entspricht. 

In der Schule werden die Bildungschancen, 
die berufliche Laufbahn und die materielLen 

überhaupt erst zu selbsttätigem Lernen, zu 
kritischer Analyse und praktischer Bewälti­
gung ihrer Umwelt befähigt, ist d� Ziel, das 
wir mit solchen Reformen erreichen woUen. 

Die Intensivierung der Lehrerfortbildung 
wird bei dem ständigjen Anwachsen des 
Wissensstandes zur absoluten Notwendigkeit. 
Gleichzeitig müssen die Lehrer mit den 
neuesten Erkenntnissen der Pädagogik kon­
frontiert werden. Durch die 4. Schulorganisa­
tionsgesetz-Novelle wurden die Schulversuche 
ermöglicht, die in den kommenden Jahren 
fortgesetzt werden. 

Bei der Erstellung des zehnj ährigen Bundes­
schulausbauprogramms haben wir uns in der 
Hauptsache von der Notwendigkeit leiten 
lassen, das bisher unterrepräsentierte berufs­
bildende Schulwesen stärker als bisher auszu­
bauen. In diesem zehnjährigen Schulausbau­
programm ist je ein Drittel der Investitionen 
für allgemeinbildende höhere Schulen, für 
berufsbildende höhere Schulen und für berufs­
bildende mittlere Schulen vorgesehen. 

Mit dem zehnjährigen Schulausbaupro­
gramm soll nicht nur der quantitative Schul­
raumbedarf gedeckt werden, sondern gleich­
zeitig die durch das Schülerbeihilfengesetz 
und durch andere soziale Maßnahmen einge­
leitete Beseitigung der Chancenungleichheit 
inbegriffen der geographischen Chancen­
ungleichheit weitergeführt Wierden. 

Das vorn Bundesministerium für Unterricht 
und Kunst erarbeitete Schulentwicklungs­
programm wird die Grundlage der baulichen 
Maßnahmen auf diesem Gebiete sein. Ziel 
dieses Entwicklung.sprogramms ist es, in 
jedem politischen Bezirk asterreichs zumin­
dest ,eine weiterführende Schule zu errichten. 

So wie in der Regierungserklärung vom 
27. April 1970 angekündigt, wurde vom 
Bundesministerium für Unterricht und Kunst 
ein Kunstbericht 1970171 verfaßt. Damit wird 
erstmals über die Kunstpolitik des Bundes 
Rechenschaft gelegt und die Grundlage für 
eine künftige bessere Koordination der Förde­
rungsmaßnahmen mit denen der Länder und 
Gemeinden geschaffen. Unsere Aufgabe wird 
es sein, immer mehr Menschen für die Teil­
nahme am kulturellen Leben unserer Zeit zu 
gewinnen. 

Die in Angriff genommene Reform unserer 
Bundestheater wird als eine der wesentlich­
sten kulturpolitischen Aufgaben mit großer 
Sorgfalt fortgesetzt werden. 

Lebensverhältnis,se weitgehend vorherbe- Kulturpolitik ist ein bedeutsamer Teil der 

stimmt. Eine Unterrichtspraxis, die den Gesamtpolitik, sie darf nicht nur als ein 

Schülern repressionsfrei jene Fähigkeiten, Fer- Ornament des gesellschaftlichen Lebens auf­

tigkeiten und Kenntnisse vermittelt, die siie gefaßt werden, sondern muß in der Realität 
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wurzeln, damit konkrete Aufgaben bewältigt 
werden können. 

Wie ich ebenfalls bereits in der Regierungs­
erklärung vom 27. April 1970 ausgeführt 
habe, ist sich die Bundesregierung des er­
zieherischen und gesundheitlichen Wertes aus­
reichender sportlicher Betätigung voll bewußt. 
Die damals von mir getroffenen Feststellungen 
haben daher nach wie vor Gültigkeit. 

Die Schaffung und Existenz eines eigenen 
Bundesministeriums für Wissenschaft und 
Forschung hat sich auf Wissenschaft und For­
schung stimulierend und belebend ausgewirkt. 
(Beifall bei der SPO.) 

Zum ersten Mal wird in Osterreich eine 
nach Konzepten geplante Wissenschafts- und 
Forschungspolitik betrieben. Erstmals wurde 
es unternommen, in Osterreich den Entwurf 
einer Forschungskonzeption zu erarbeiten, die 
allgemein Zustimmung fand, insbesondere 
- wie erwähnt - von der österreichischen 
Rektorenkonferenz, aber auch von den im 
Forschungsrat vertretenen beiden Forschungs­
förderungsfonds. 

Das Bundesministerium für Wissenschaft 
und Forschung hat weiters nach mehrjähriger 
Stagnation in diesem Bereich erstmals rich­
tungweisende Impulse gegeben und Arbeiten 
vorgenommen. Es konnten die Mittel für For­
schungsausgaben in einem beträchtlichen Aus­
maß erhöht werden. Die Steigerungsrate der 
beiden Forschungsförderungsfonds beträgt 
etwa 70 Prozent. (Beifall bei der SPO.) 

Aber auch die Mittel für unsere Hochschulen 
wurden im letzten Jahr beträchtlich erhöht. 
Während auf dem Gebiet der Hochschul­
dotierung in den letzten Jahlien gleichfalls 
Stagnation oder sogar Rückgang in einigen 
Bereichen zu verzeichnen war, konnten im 
letzten Jahr die Mittel für alle Bereiche er­
höht werden und wurden erstmals den Hoch­
schulen zusätzliche Mittel zugeführt. 

Ausgehend von der schon in der Regie­
rungserklärung vom 27. April 1970 festge­
haltenen Erkenntnis, daß in allen Bereichen 
der Hochschulen umfassende Reformen in 
mehreren Etappen unerläßlich sind, strebt die 
Bundesregierung insbesondere folgende Refor­
men und Maßnahmen an: 

Der zur Diskussion vorgelegte Entwurf für 
ein neues Universitätsorganisationsgesetz 
soll nach ehebaldigem Abschluß der Beratun­
gen dem Nationalrat übermittelt werden. 

Dies wird eine Reform der Institute, der 
Fakultäten und der zentralen Führung der 
Universität unter Bedachtnahme auf das schon 
festgelegte Organisationsprinzip der nach 
Qualifikation gestuften Mitbestimmung und 

Mitverantwortung aller am Wissenschafts­
prozeß Beteiligten bedeuten. Die neue Hoch­
smulstruktur wird die Transparenz der 
Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse 
gewährleisten. 

Eine zeitgemäße Reform der Habilitations­
und Berufungsverfahren sowie die Schaffung 
eines außerordentlichen Professors neuen 
Typs wird vorbereitet. 

Die -schon weit vorang·etriebene Reform des 
Studienrechts der wissenschaftlichen Hoch­
smulen wird durch dte Reform des Medizin­
studiums, des Studiums der Rechtswissen­
schaften und der Veterinärmedizin vorläufig 
abgeschlossen werden können. 

Da auf dem Gebiete der Kunsthochschulen 
in den letzten Jahrzehnten versäumt wurde, 
ausreichende Studienvorschriften zu schaffen, 
werden auch für die Studien an diesen Hoch­
schulen neue, dem Stand der Entwicklung der 
Kunst und des modernen Studienbetriebes ent­
sprechende Studiengesetze zu schaffen sein. 

Besonderes Interesse wird der Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses in Oster­
reich gelten. 

Mit der Abschaffung der Hochschultaxen 
wird dem demokratischen Grundsatz nach 
gleicher Zugangsmöglichkeit aller Bildungs­
willigen zur Hochsmule entsprochen werden. 
(Beiiall bei der SPO.) 

Ferner wird die Neuregelung der studen­
tischen Int,eressenvertretungen und Selbstver­
waltung sowie der Sozialeinrichtungen für 
Studenten erfolgen. 

Als Serviceeinrichtung für Wissenschaft und 
Forschung werden die Bibliotheken weiter 
ausgebaut, um den Erfordernissen des moder­
nen Wissenschaftsbetriebes gerecht zu wer­
den; ,eine Reform des wissenschaftlichen 
Bibliothekswesens ist in Planung und steht 
vor der Durchführung. 

Die Bundesregierung betrachtet auch wei­
terhin die Wis.senschafts- und Forschungs­
politik als ein zentrales Anliegen und ist 
daher fest entschlossen, auf dem Gebiete der 
For:schung:sförderung auch in Zukunft energi­
sche, planvolle und großzüg'igre Maßnahmen 
zu setzen. (Beifall bei der SPO.) 

Es wird angestrebt, in der laufenden Dekade 
den Anteil am Bruttonationalprodukt für 
Wissenschaft und Forschung auf 1,5 bis 2 Pro­
zent zu erhöhen, um damit die vergleichbaren 
Industrieländer zu erreichen. In den jeweiligen 
Bundeshaushalten werden daher die Steige­
rungsraten beträchtlich sein müssen. 
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Darüber hinaus werden die Möglichkeiten 
neuer, zusätzlicher Finanzierungsformen für 
Forschung und Entwicklung geprüft werden. 

Die Forschung:skonzeption wird neben 
Schwerpunken und Prioritäten die Stärkung 
der Forschungsi'nfrastrukturen und ein moder­
nes Forschungsmanagement umfassen. 

Die Schaffung von Sonderforschungs­
bereichen an den Hochschulen - wofür ,es 
zahlreiche ausländ1sche Vorbilder gibt - wird 
unter mittel- bis längerfristiger Aufgaben­
stellung der besseren und ökonomischeren 
Ausnützung und zur Konzentration der perso­
nellen und finanziellen Ressourcen dienen. 

Darüber hinaus wird die TätigkJeit der 
ForschungsförderungsfO'nds intensiviert wer­
den. Die Auftragsforschung der öffentlichen 
Hand wird im Sinne gesellschaftsrelevanter 
Fragestellungen ausgeweitet werden. Ein 
wissenschafts- und forschungspolitisches Infor­
mationssystem wird geschaffen, das For­
schungsbewußtsein angeregt werden. 

Im Zeitalter der vielfältigen Zusammen­
arbeit der einzelnen Staaten auf zahlreichen 
bilateralen und multilateralen Ebenen wird 
lsich die Bundesregierung die Pflege inter­
nationaler wiss,enschaftlicher Bez.iehungen und 
der Kooperation angelegen sein lassen. 

W'enn vor etwas mehr als eineinhalb Jahren 
darauf verwiesen wurde, daß es ein Gebot 
der Klugheit sei, das große Reservoir der 'im 
Ausland lebenden österreichischen Wissen­
schafter für unsere Heimat wieder zu frucht­
barem Einsatz zu gewinnen, so darf auf den 
bis jetzt aufzuweisenden Erfolg verwiesen 
werden. Dieser Weg der Gestaltung einer 
aktiven "Intellektuel1en-Wanderungsbilanz" 
wird von der Bundesregierung kornsequent 
weiterbeschritten werden. (Beifall bei der 
SPO.) 

In diesem Zusammenhang, Hohes Haus, 
möchte ich auch die Feststellung mach'en, daß 
die Bundesregierung, soweit es in ihr,e Kom­
petenz fällt, sich bemühen wird, für die Frage 
der Tierversuche eine zeitgemäße und dem 
internationalen Standard entsprechende Rege­
lung zu finden, die sowohl den Erfordernissen 
des Gesundheitsschutzes, der Wissenschaft 
und der Forschung als auch den Zielen des 
Tierschutzes entspricht. 

Besondere Aufmerksamkeit wird die Bun­
desregierung Frag'en der sogenannten Erwach­
senenbildung widmen, wobei ich aus der 
Regierungserklärung vom 27. April 1970 die 
entsprechende Stelle zitieren möchte: 

"In einer sich rasch ändernden Gesellschaft 

den. Der permanenten Weiterbildung und ins­
besondere der Erwachsenenbildung als Hi1f.e 
zur persönlichen Lebensgestaltung und beruf­
lichen Mobilität kommt daher große Bedeu­
tung zu." 

Ein Gesetz zur Förderung der Erwachsenen­
bildung ist bereits zur Aussendung im Begut­
achtungsverfahren. 

Hier scheint es mir nun richtig, Hohes Haus, 
auch über einen Aufgabenbereich zu 'sprechen, 
der der Förderung des Staates, allerdings in 
einer besonders behutsamen Weise, bedarf: 
Es ist das die Vorbereitung des Staatsbürgers 
für seine Mitwirkung in der Demokratie. 

Wi·e wichtig es hier ist, in guter Zeit sich 
mit diesen Frag,en auseinanderzusetzen, geht 
daraus hervor, daß es heute in der amerikani­
schen politischen Wissenschaft zahlreiche 
Kritiker von untadeliger demokratismer Ge­
sinnung gibt, die die Bedeutung der Parteien 
als Verbindungsglied zw1schen Regierung und 
Regierten in Frage stellen. Auch .in der deut­
schen politischen Wissenschaft, wie in der 
europäischen überhaupt, gibt es heute Kritiker 
an den Parteien und ihrer Funktionsfähigkeit, 
die, wie es in der einschlägigen, etwas kom­
plizierten Sprache heißt, meinen, daß die Par­
teien - und ich zitiere - "als kollektive 
Legitimationsmechanismen nach unten ver­
stopft sind, daß si,e bei äußerlicher Funktions­
aufrechterhaltung tatsächlich an Funktiorns­
substanz verloren haben ... " - Ende des 
Zitats. 

Wie dem auch immer sei, glaube ich, daß 
diesen Tendenzen und Auffassungen am 
besten entgegengewirkt werden kann, wenn 
die Parteien in die Lage versetzt werden, 
den Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern, die 
sich mit politischen Fragen zu befassen wün­
schen, eine politische Schulung auf breitester 
Basis 'ermöglichen zu können. 

Ohne mich in näher,e Betrachtungen über 
den Charakter dieser politischen Bildungsauf­
gabe einzulassen, wird wohl allgemeine Uber­
einstimmung darüber herrschen, daß diese 
Aufgabe möglichst durch Personen erfolgen 
soll, die für ,sie hervorragendst qualifiziert 
sind. 

Hier bedarf es beträchtlich höherer Mittel, 
als gegenwärtig zur Verfügung stehen. Die 
Bundesregierung ist bereit, den Entwurf 'eines 
diesbezüglichen Förderungsgesetzes dem Par­
lament ehestens vorzulegen, und ist über­
zeugt, daß sie so zusammen mit den im Parla­
ment vertretenen Parteien einen Beitrag zur 
Vertiefung und Verlebendigung unseres demo­
kratischen Lebens leisten kann. 

kann die Bildung nicht in einer bestimmten Gleichermaßen scheint es von besonderer 
Altersstufe als abgeschlossen betrachtet wer- Bedeutung zu sein, die das geistige Leben 
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eines Landes befruchtenden Zeitschriften zu 
einem Teil von ihren iständigen Existenzsorgen 
zu befreien, was allerdingis nur unter Vor­
aussetzungen erfolgen kann, die jegliche Ein­
flußnahme des Staates oder der Regierung auf 
die Führung dieser Zeitschriften ausschließen. 
(Beifall bei der SPO.) 

In dies'em Zusammenhang möchte ich auch 
in dieser Regierungserklärung einiges über 
die Rolle der Jugend sagen. Dies scheint umso 
angebrachter zu sein, als aus einer empiriISchen 
Untersuchung über das politische Bewußtsein 
der Jugend, die im Auftrag des Institutes für 
Höhere Studien und WissenschaftliChe For­
schung durchgeführt wurde, hervorgeht, daß 
sich 50 Prozent der Jugendlichen aller SChul­
typen und Altersstufen als politisch sehr oder 
einigermaßen interessiert erklär,en. 

Nahezu ein Viertel aller befragten Schüler 
sind Mitglieder einer politisch oder welt­
ansChaulich orientierten Jugendorganisation. 

Die Untersuchung zeigt im allgemeinen eine 
sehr demokratische Einstellung der Jugend, 
andeutungsweise allerdings auch undemokra­
tische Tendenzen, etwa wenn die Meinung 
geäußert wird, daß die Ausübung des Wahl­
rechtes an einen bestimmten Intelligenzgrad 
zu binden wäre. 

Zu den erfreulichen Feststellung.en g'ehört, 

men, gehen auf solche Anregungen zurück, 
die im Rahmen dieser AusspraChen gemacht 
wurden. 

Auch haben die Jugendorganisationen eine 
sehr wertvolle Arbeit für eine gesetzliche 
Regelung des Wehrersatzdienstes geliefert. 
Besonders nützlich war auch der Beitrag der 
Jugendorganisationen bei der Erarbeitung 
einer Grundlage eines Entwicklungshilfekon­
zeptes. 

Die Bundesregierung wird unter BerücksiCh­
tigung der Anregungen der österreichischen 
Jugendorganisationen dem Parlament ehebal­
digst einen Gesetzesvorschlag zur Verwirk­
lidlUng des Wehrersatzdienstes unterbreiten. 
Dabei wird der Effizienz der Dienste, die im 
Interesse des Gemeinwohls geleistet werden 
sollen, besondere Bedeutung beigemessen 
werden. Die Auswahl und Bestimmung der 
Dienste auf dem Sektor der Sozialhilfe, Spitals­
hilfe, Rettung und Katastrophenhilfe sowie 
des Umweltschutzes wird mit besonderer Sorg­
falt vorgenommen werden. 

Es sei bei dieser Gelegenheit aber mit aller 
gebotenen Deutlichkeit bemerkt, daß der 
Wehrersatzdienst kein Fluchtweg für diej eni­
gen sein darf, die siCh jenen Aufgaben ent� 
ziehen wollen, die jungen Mensmen in unse­
rer Republik eben auferlegt sind. 

daß 90 Prozent der Befragten für die Ent- Und damit bin ich bei den Fragen der 
wicklungshilfe der reichen an die armen Landesverteidigung angelangt. 
Staaten eintreten. 

Die Ergebnisse dies'er Untersuchung bestäti­
gen die Richtigkeit der Bemühungen der 
Bundesregierung, das regelmäßige Gespräch 
mit den Jugendorganisationen, dem wir die 
Bezeichnung "Konfrontation" g'egeben haben, 
zu suchen, um auf diese Art der jungen 
Generation Mitsprachernöglichkeiten zu ge­
w ähr lleisten. 

Fünf solche große Ausspradlen mit Ver­
tretern der Jugend im breitesten Sinne des 
Wortes haben stattgefunden. Am 21. Mai: ein 
erstes allgemeines Gespräch über die Politik 
der Bundesregierung. Am 4. Juli 1 910 wurden 
Frag,en der Schulreform behandelt, am 
17. November 1 910 Probleme der Landesver­
teidigung, am 24. März 1911 die Frage des 
Alternativdienstes und am 7. Mai 1 97 1  die 
Herabsetzung des Volljährigkeitsalters. 

Sämtliche bei diesen Diskussionsveranstal­
tungen gemachten Anregungen wurden genau 
g,eprüft und zum Teil auch verwirklicht : 

Die geplante Einsetzung eines Schülerbei -
rates beim Bundesministerium für Unterricht 
und die Befugnis der Jugendverbände, zu ein­
schlägigen Gesetzentwürfen Stellung zu neh-

Ich habe bei verschiedenen Anlässen erklärt, 
daß die Widerstandskraft eines Volkes und 
damit eines Staates nicht nur eine militärische 
Angelegenheit ist, sondern ebenso eine innen­
und außenpolitische, eine wirtschaftliche und 
eine sozialpolitische, also eine gesellschaft­
liche schlechthin. 

Die Menschen müssen wissen, warum sie 
ihr Land und ihre Lebensbedingungen ver­
teidigen sollen, sonst wird eine noch so gut 
ausgebildete Armee isoliert sein und im leeren 
Raum operieren. Die Bundesregierung ist sidl 
auch auf diesem Gebiete ihrer Verantwortung 
bewußt; sie wird daher auCh jene Maßnahmen 
setzen, welChe die verfassungsmäßigen Be­
stimmungen verlangen. 

Die Verpflichtung zur immerwährenden Neu­
tralität verlangt im gleichen Ausmaße vom 
einzelnen Staatsbürger wie vom Staat ein 
gewisses Maß an Opfern. In der Gegenwart 
genügen militärische Streitkräfte allein nicht 
mehr, um ein Staatsgebiet vor dem Zugriff 
anderer zu bewahren. Das gesamte Volk, wel­
ches im Falle einer Aggression in Mitleiden­
schaft gezogen werden würde, hat sich zu 
schützen, weshalb an der Verfolgung des wei-
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teren Ausbaues einer Umfassenden Landes­
verteidigung festgehalten wird und die nöti­
gen Vorsorgen getroffen werden. 

Nach der Grundkonzeption für die Landes­
verteidigung Osterreichs in den Siebziger Jah­
ren wird die Bundesregierung jene legistischen 
Voraussetzungen schaffen, welche bei Fort­
führung der allgemeinen Wehrpflicht für eine 
wirksame Umfassende Landesverteidigung und 
auf dem militärischen Sektor für einen Schutz 
des Bundesgebietes erforderlich sind. (Beifall 
bei der SPO.) 

Mit der Verabschiedung der Wehrgesetz­
novene vom 15. Juli 1 97 1  'Wurde der 'ers,te 
Schritt fÜJr e'in den ölsterI'eich�schen Verhält­
nislsen 'entspI'echJenrles W,ehl1system und für 
die EinLeirtung eilner tief,gr,eifenden Reform des 
Bundesheeres getan. 

Der Reformplan enthält neben der Erstel­
lung eines unserer Lage angepaßten Verteidi­
gungskonzeptes sowie der auf dieses abge­
stimmten und mit 1 .  Dezember 1 97 1  begin­
nenden Umstrukturierung der Streitkräfte 
noch weitere begleitende Maßnahmen. Die 
Vorarbeiten hiezu sind zum Teil bereits ange­
laufen. Der Landesverteidigungsrat wird sich 
als konsultatives Organ der Bundesregierung 
noch mit diesen Problemen zu befassen haben. 

Generalsekretär der Kommunistischen Partei 
der Sowjetunion Breschnew zeigen, daß 
Ost.erreichs Haltung zur SicherheitskQlIlferenz 
- obwohl diesbezüglich gelegentlich Zweifel 
laut geworden sind - eine richtige gewesen 
ist. 

Die Bundesregierung ,wird auch in Hi:nkunft 
Ibemülh!t sein, kanJkpete Beiträge 'zu dien frie­
denserhaltenden AkUonen ,der V�ereinten 
Nationen zu leisten, und im Rahmen der beste­
henden MöglicilkJeiten :auch :entsprechelJlde<s 
Personal bereitstellen. Sie wird auch ihre 
guten Dienste für :eine SüeitlbeHegulJlog zur 
VeIlfüguIl/g stellen, falls dies - und ,das muß 
unter,stf1ichlen weroen - von 'a�len Beteiligten 
gewünscht wil1d. 

Die BundesregLerung ,schätzt es auch ,sehr, 
daß Osber<r,e�ch weiterlhin aLs Gastland für Idi,e 
amer1kanisch"lsOlwj,etischen Gespräche ruf 

Beschränkung der ,stI1at,egischen Rüstung fu'Il­
giert. 

Die schon bishier 'erfolgten BemÜlhung;en, 
Osterreich als Land der Beg,egnuIl/g weiter zu 
verankern, werden durch Förderung bedeuten­
der irrternationaJloer Zusamme·nkünfte ,aller Art 
und durch die ,Beheimatung lint'eTrIl/ationaller 
Insti>tutionen in Osterreich kOIlls:equent fort­
g,e,s'eitzt werden. 

Hohes Haus! Es :ist keinesweg,s meine Di,e BundesnegieruIljg wi,rd Isich Idafür e,in-
Absicht, die Bedeut.ng der Landesverteildi- slet�en, daß d.er Europamrt a'ls wirksames 
gUIljg .zu vening'ern, wenn ich namens der Instrument der ,europäischen Eintgung und als 
Bund<esregieruI1lQ' I<Ue FesbsteUung mache, daß Ol1gan der ZThSammenavoeit der europäischen 
unsere Neutralität und Sicherheit in Friedens- St.a,aten immer ,stärker IZur Geltung kommt. 
zeiten am bes'ten :durch leine 'erfOlI'9reiche Hiehei ,ist ihr an einer konstru1kitiven Zus!am­
Außenpolitik g,ewährleistet iweI1den kann. mena�beit mit den Mitgliiedern der Konsulta-
(Lebhafter Beifall bei der SPO.) tivver,sammlung ,selhr gele'gen. 

Die österreidlische ,BuIl!desll'egi,e.rung wird Hohes Haus! Das Schicksal der Südtiroler 
beSitr:elbt ,sein, die Zusammenarbeit mit laUen bleibt 'ein echtes AnUegen der öste:H\eichischen 
Staaten, ohne Ans.ehung ilhrer ,geseLlschafts- Außenpolitik. (Beifall bei der SPO.) Die öster­
politLschen OIlcmung, Jor,tzusetzen und mit re'ichische Burudesre,gi,erung wiI1d ,w,eiterhin die 
aUen Völoke,rn :frieundsclraftlichie Beziehungen oI1dnungs;gemäße Albwicklung des Operations­
zu entwickeln. Sie tritt für die FOI1tführung IDaJle.nlder,s 'bis !zur vollständigen V,erwirk­
einer PoHtik der Entspannung und des Aus- Hchung ,der im "Paket" für Südtirol vorge­
gleichs ein 'll'Il/d wird sich i'nsbesondel.'1e um sehene'Il Maßnahmen uberw,achen, 'aber dabei 
den weiter'en Aushau konstruktiver Beziehun-

"
auch die ihr obliegenden Pflichten genaue-

'gen zu den NachlYar,staaten Ibemüllien. stens erfüllen. 

Als neutraLer Staat in der Mitte Europas Die Bundesregierung hat mit Igr.oßer Befr:ie-
steht Ost,eneich ,rullen Bemühung:en, di'e lauf di,gung davon Kenntnis ,genommen, daß der 
Erhaltung uIlJd Festigung des Fri:edens ge,rich- itaUenische Senat am 27. Oktober in letzter 
tet sind, !Sehr ,aufgeschlossen ,geg,enüber. Die Lesung mit großer Mehrheit das Verfassungs­
Bunldesfiegierun,g wird, 'ebenso wie frÜfhere g.e,setz über die Erwe'iterung d.er Autonomie 
R'elg'ierungen, .desha�b für die Einblerufung Südtirols ,angenommen hat. 
einer Konferenz über Sicherheit rund Zusam-

N,unmehr 
Im Sinne des Operationskalender,s wifid ..sie 

menarbeit i'n Europa 'eintreten. 
ihrerseits dem Hohen Haus die Regierung,s-scheint der Zeitpunkt für e1ne konkrete V,or-
vorlage betreffend den Ver.trag zur Abände-

bereitung der Koruerenz ,gekommen 'zu sein. 
rul1'g des Artike.Ls 27 lit. a des Europäischen 

Gerade di:e letzten Gespräche zwischen dem Uhereinkommens zur friedlichen Beilegung 
französi,schen Präsidenten Pomp1dou und dem von Strei'N'gkei'ten in den Beziehungen zwi-
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sehen Osterre.ich und Itahen unverzüg lieh zur 
parlamentar1schen Behandlung vorLegen. 

In Erfüllung der mit dem Atomspenvertrag 
übernommenen Verpflichtungen wird Zlum 
frülhe,stmöglichen Zeitpunkt Idem ParLament das 
mit der Internationalen Atomenergieorganisa­
tion labgeschlossene Kontro}lliabkommen zuge­
leitet werden. 

Auf dem Ge'biet der Auslandskulturpolitik 
wind 'es die Aufg,abe der kommenden Regie­
rungspeJ1iode sein, ,die ,beste!henden zwe�seiti­
'gen Beziehungen weiter 'Zu pflegen iU'nd zu ent­
wickeln, Is,ei es durch di'e Fortfü.Jhrung der 
besonders erfreulichen Zusammenarbeit im 
Rahmen bereits rechtsgültiger Kultur,abkom­
men und -programme, ,sei es durch den künf­
tigen Abschluß solcher Vereinbarungen mit 
!dem niel einer weLteren Int'enstvie.rung des 
kultur,ellen Austausches . 

Die BUTIideswgierung wird, wie in der Ver­
gangeIill1eit , ,aUen 'internationClillen B estrebun­
'gen zur Verwirklichung und S icherung des 
Schutzes der Meruschenr:echte und Gmnrlfrei­
heiten lihre besondere Unt'erstüt"zung langedei­
hen las,sen. (Beifall bei der SPO.) 

Sie Wüld in diesem Zusammenhang auch in 
den näch,sJen Wochen das Internationale Uber­
einkommen über die BeseitiJgung .aller Formen 
ra,ss'ische r  DilSkrim inierung dem Nationalrat 
zur verfa,ssungsmäßigen Genehmigung zulei­
ten. 

Dem Hohen Hause werden in Kür:ze der 
Vermögensvertrag mit ItaMen unJd ,ein Ver­
mögensvertf.alg mit Ägypten 'zur Genehmigung 
vorgele,gt werden. Es WiDd mit allen KräHen 
veTisucht wenden, auch mit der CSSR zu einer 
Reg,elung dieses ob Iseiner Größ.e ,besonders 
schwierigen FmgenkompJ.exes zu 'gel,angen , 
wie Ülberhiaupt unsere Auße.npolHtik ihre Auf­
gabe, auch dem e,inzelnen Menschen zu heLfen 
und ihm in s chwierigen S'ituationen im und 
gegenüber ,dem Ausl,and beizustehen, sehr 
ernst ne'hmen 'wird. 

Was die Auße:n!hanlde1spoli�ik betrifft , so 
kann nicht ,g.enug vor der Vorstellung gew,arnt 
werden, :daß ,sich hier PrQlbleme ledigl ich im 
Zusammen:hang mit :der eUf.Opäischen Integra­
tion eligeben , 

Osterreich wird innerhalb der 'europäischen 
Integration übemaupt nur ,eine seiner Be.deu­
tung gemäße Rolle spielen 'können, Iwenn es 
sich g leichzeitig um eine sehr konstruktive 
Entwiddung seiner Hande!lsbeZ'iehrungen m it 
den Vereini'9ten Stauten, dem europäischen 
Osten und anderen Regionen der Weit 
bemüht. Denn schl ießlich darf doch n icht über­
sehen wenden, daß ,  wenn auch der Anteil der 
EWG-Staaten a m  Volumen unseres Außen-

handeLs 48 Prozent ausmacht und d,er Anteil 
der EFTA-StJaaten daran 22 Prozent 'ist, den­
noch 30 Prozent für die übrigen Regionen der 
Welt verbleiben. Mangelnde Obsor,g,e bezüg­
lich dieser handelspolitirschen Rel1ationen 
könnte uns sehr leicht um die Früchte brin­
gen, die wir !durch die Bete'iiligu:Il!g an der 
europäisdllen Integr ation ,einzU'bring,en hoffen. 

Die Bundesre,g,ierung wirrd weiterhin mit 

Nachdruck bemüht sein, unter Einhalltrung de.r 

Verpflichtungen , die sich für unser Land aus 

dem Staatsvertr,ag und dem BUIl!desverfas­

sung.s'gesetz üiber di,e immerwährenlde Neutra­
lität erlgeben , die wirtschaftlichen Be"iehungen 

OsteHeichs zum Gemeinsamen Markt zu 

regieln. Hiebei wird darauf Bedacht zu nehmen 

,sein, Idaß auch die legItimen Interessen der 

österre'ich1schen Landwirtschaft Berücksichti­

gung finden. Der österreichtschen Wirtschaft 

soll e1in möglichst ungehinderter Zugang :z;um 
integrierten Europa '9,eschaffen und den äster­

reichisdlen Konsumenten ein mö.glich:st viel­

fäJltig'es und preisgünsHges W'Qrenangebot 

ge,sich!ert wenden. Das österreichitsche Interesse 
an einer I'nteri:mslösung his zum Zustande­

kommen der Globallösung .bleibt 'weiterhin 

aufrecht. 

Hohes Haus ! Es ist die Uhe.rzeugung der 

Bundesreg·i,erung , daß sich Osterr€lichs Beteiili­

'Qung :an der europäischen Inte,gration 'in dem 

Maße f:r1iktionsfrei 'gestalten 'wind, als es 
gelingt, Osterreich auf vielen Gebieten europa­
r€lif zu machen. Di·es IgUt im b.esonderen ,für 
die Wirtschaft, die systematisch von ,den Fes­
seln überholter protektion�stischer Schr,anken 
und bürokr·atischer Bürden befr,eH werden 
muß . 

Der Proz,eß der StrukturVleI1besserung soll 
beschleun1gt for�gesetz:t w.e:rrnen. Mittel hie'Zu 
sind die Erleichterung der Unternehmensfinan­
zierung, die FÖllCLerung der Forschung und 

technologischer Innovationsprozesse sowie die 
För.derUIlig der Institutionen zur Aus- und 

Weiterbildung , iIlJsb.esondere zur Manag,e­
mentschuluug. 

Konzentrations- und Kooper,at1ionsvorgänge 
im UnterruehmenSibereich, !die Weckung und 
Stärkung .der unternehrneJ1ischen EiJgeninitia­

tive und die För1derung eines fr,e�en und geord­
neten Wettbewerbs soIllen zu €liner Moderni­
sie,rung und ständiJgen Erneuerung des Pro­
dukti onsappara,t'es und damit ,auch zur Ver­
la,gerung der wirtschaftlichen Aktivität in 
neue , zukunftsträchti'g,e Bereiche führen , 

Der Wirtschafts- und Sozialbeir,at hat mit 
Recht auf die Notw.endigkeit der Koordinie­
fung, Fortführung und des Ausbaus der beste­
henden Einrichtungen 'zur längerfristigen 
Fremdfinanzierung hingewiesen . Eini'Qe dieser 
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Vorschläig,e ,sind durch die ,neue Gestionie,rung 
I 

Fremdenverkehrsschwerpunkte unld. zum Aus­
des ERP-Fonds lSowte den Ausbau des lOiStru- bau der Fremdenrve,rikehr,sw,erbung zählt zu 
mentari\ums der Entw.ickluDJgs- und Erneue- den von,angigoo Aufgabeu, die im Sinne des 
rungsfonds-GeseHschaft heJ'leits verwirklicht i 'erstellten zehnjährigen Fremdenverkehrsför­
worden; auch die österreichische Investitions- derungsprogramms zu bewältigen sein wer­
kreldit AG :erf.uhr eine Stärkung ihrer finan- iden. 
zieHen Basis. 

:Oi,e ,grundliegende Reform des GeweIiherech­
tes, die 'ZU 'einer w.eitg,ehenden Uber,aHsierung 
und damit !Zu einem gesU'nden Wettbewerb 
führen wi.rd, wird weiteligeführt. Ein entspre­
chJenider Gesetzteutwurf Lst zUIlZeit in Begut­
'achtung, die Beschlrußfalssung über dieses 
Gesetz zählt zu den vordrill!gl'ichen Aufg,aben. 

Im Interesse einer Belebung des Wett­
hewer:bes wird ;das geltende Kart'€Ugesetz 
novelliert w,erden müssen. Die MaßnaJhmen, 
welche im Einklang mit der internationalen 
Entwicklung beabsichtigt sind, werden auch 
eine schärfere KontroUe der Preisbindung,en 
zweiter Hand und der Preisempfehlungen zum 
Ziele haben ; die Uberprüfung des Marktver­
haltlens von ma'riktbehe,rItscheruden Unterneh­
mUIl1gen und Konzernen wild verbessert wer­
den müssen. 

Informierte Konsumenten sind Idie Voraus­
setzung für funktionierende Marktwirtsdlaft 
und gesunden Pr,eis- und QuaHtätswettbewerb. 
Diesem Z,j.el wüd die Einführung einer den 
Wünschen der KonsU'menten, des Handels rund 
der IndUlStrti:e entsprechenden informativen 
Warendeklaflation für Konsumgüter dieI1i€n. 
Durch Igee,i,gnete Vereinba:r:ungen und Vor­
,schriften soHen den Konsumenten Preisv,er­
gleiche 'erleichtert 'werden. Fairere �e,rtra,gs­
hedingung'en, ,schiedsstellen, Schutz 'vor iIJ'le­
führ:enlder Werbung thei Sicherung der krea­
tiVien Entflaltung der Wel1bewirtschaft !sowie 
fajre,re Kondttionen bei Pflege und Service 
von Konsumgütern auf Grund privater Verein­
ba,rungen oder b.ehördlicher Maßnahmen sol­
len den Konsumenten IZU einem mündigen 
Partner der Wirtschaft mad1:en. (Beifall bei 
der SPO.) 

Der F,remdenverkehr lhat .in Osterreich wach­
sende Bedeutung leT1angt. Bei vanster W,ah­
rung der Länder'kompetenz auf diesem Gehiet 
unld he,i Sich'e,rung und Förderung der unter­
nehmeri!schen Initiative sollen dem heimischen 
Fremdenver.kJehr die VOI1züge 'Z'eitgemäßer 
Investitions- und Mark'etilIlJgpolitik zugänglü:h 
gemacht werden. Daldurch lSo'lUe eirue weitere 
Festigung der internationalen Konkurrenz­
fähi,gkeit der österreichischen Fr,emJdenver­
kehnswirtschaft leneicht und ihre Ertnagslage 
verbessert werden. 

Hohes Haus ! Die EnbwickJlung de,r öster­
vekhilSchen Wütschaft wird lin sehr hohem 
Maße durch den Aushau unserer Infrastruktur 
,glefördert. 

Auf dem Gebiet der Verbesserung uns.erer 
Straßenverlhältntsse Igi'lt es, !die Artbeiten an 
einem Ig:esamtösterreichischen Sch'werpunkt­
,aUlshaupTogIlamm auf der Gtund�age des in 
der l etzten Ges'etzgebull!gsperriode ver,abschie­
deten 'Bunrdeslstraßengese1l2les 1 97 1  ,atbzuschHe­
ßen. 

Die Ergebnisse der Stmßenfor,schung, für :die 
erstmaJl,s durch das Bundesst:caßeng,esetz 1 97 1  

die notwendigen Mittel ,gesichert werden 
konnten, IsoUen 'einen optimal�en Eins,atz der 
für den Straßenbau zur Verfügul1Jg stehenden 
Mittel gewährleiiSten. 

Zwischen den ver,schiedenen Verkehr.strä­
Igern lSoll voller Leistung,swettbewetb unter 
möglichster Herstellung Igleicher Chancen 
bestehen. 

Durch leinen schnenbahnmäß�goo Ausbau 
des MllJssenvlerkehrs in Iden BaHungsräumen 
wird nicht nur di'e Funktionstüchtigkeit des 
Veriklehns erlhailten oder wieder\hel"gestellt, 

sondern ,auch ein maage'hlicheT Beitrag zur 
Bewälti.gung der UmweltprOlbleme ge}eistet. 
Eine w,eitere V'erhesserung wird ,auch durch 
einen Verkehrsverbund eintreten, wie er 
ber,eits in Wien 'Ziwischen der UBB-Schnellbahn 
und Ider Wiener Str.aßenbaihn mit bestem 
Erfolg pr;akti'�i,ert 'wird. 

Zur Sichel"lUll1ig .ei[ljer gedeihlichen, koond:i­
nierten Ent'WickJlung ,aller Verktehrsträ'ger wird 
die Bundesmgierung im Wege Ides geplanten 
KompetenZigesetzes sämtliche VeIikehrsag.en­
den ,im BundeJsminister.ium für Verkehr 
zusammenfassen, damit die in Europ.a einma­
lige AU'fsplitterung der Vre,rkehr,saJg.enden auf 
mehrere Ressorts 'endilidl tbese'itigt wird. 

Aufgabe der Osterreichischen Bundesbahnen 
ist es, moderne, leistungsfähige und nach­
fragegerechte Verkehrsdienste bei höchstmög­
Hcher Wirtschaftlichkeit des Betriebes zu bie­
ten. Um dies zu erreichen, werden die 08ter­
reichischen Bundesbahnen ein schon in der 
letzten Legislaturperiode erarbeitetes mehr­
j ähriges finanziell sichergestelltes Investitions­
programm durchzuführen haben, um dieses 

Die BereitsteUung de,r erforderlichen Förde- wichtigste Verkehrsunternehmen Osterreidls 
rungsmittel 'Zur Uberwindung von QUialüäts- zu modernisieren und dem heutigen techni­
mängeln, zur Entwicklung IlJeuer regionailer sehen Standard anzupassen. 
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Unbestritten ist hier die Priorität der wei- Bereich der Stromerzeugung als auch auf dem 
teren Elektrifizierung schon deswegen, weil Leitungssektor gewaltige Investitionen. 
diese Verkehrs art die derzeit sauberste und 
umweltfreundlichste ist. 

In der Frage des vom Vorstand der Oster­
reichischen Bundesbahnen erarbeiteten Me­
morandums über die Nebenbahnen steht die 
Bundesregierung auf dem Standpunkt, daß bei 
einer Analyse von Nebenstrecken auch auf 
den gesamtwirtschaftlichen Nutzen solcher 
Linien Bedacht genommen und eine soziale 
und wirtschaftliche Benachteiligung der betrof­
fenen Bevölkerungsschichten soweit wie mög­
lich vermieden werden soll. 

Der Luftverkehr als jüngster Verkehrsträger 
gewinnt in einem immer größeren Maße an 
volkswirtschaftlicher Bedeutung. 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß 
die Entwicklung des internationalen Flug­
linienverkehrs in Europa die Fluggesell­
schaften, und zwar alle europäischen Flug­
gesellschaften, zu einer immer engeren 
Kooperation veranlassen wird. Es wird daher 
als notwendig erachtet, daß das nationale 
Luftbeförderungsunternehmen unter Berück­
sichtigung dieser Entwicklung die Zusammen­
arbeit mit anderen Unternehmen und Unter­
nehmensgruppen intensiviert. 

Die im Interesse der Flugsicherheit notwen­
dige Integration von Zivil- und Militärluft­
fahrt ist durch eine einheitliche hochwertige 
Ausbildung der Verkehrs- und Militärpiloten 
sowie der Flugverkehrskontrollore und der 
Militärflugleiter nach internationalen Richt­
linien intensiv voranzutreiben. 

Das im Juli dieses Jahres vom Nationalrat 
beschlossene Fernmeldeinvestitionsgesetz er­
möglicht in den nächsten fünf Jahren einen 
großzügigen Ausbau des österreichischen 
Fernmeldenetzes. Schwerpunkte dieses In­
vestitionsprogramms sind der Abschluß der 
Vollautomatisierung mit Ablauf des Jahres 
1 972 , die Herstellung von 645.000 neuen Fern­
sprechanschlüssen, der Aufbau eines öster­
reichischen Datenübertragungsnetzes und die 
Errichtung einer Erdfunkstelle für den Fern­
meldesatellitenverkehr. Weiters garantiert 
dieses Gesetz den Ausbau des ländlichen 
Telephonnetzes zu günstigeren Anschluß­
kosten. 

Auch der vollautomatische SelbstwäJ1l­
fernverkehr mit dem Ausland, der derzeit 
bereits mit der Bundesrepublik Deutschland, 
der Schweiz, Liechtenstein und Italien besteht, 
wird ab 1973 noch weiter ausgebaut werden. 

Die im Bereich unserer Stromversorgung 
innerhalb der nächsten zehn Jahre zu erwar­
tende doppelte Belastung erfordert sowohl im 

Schließlich ist auch die Fortsetzung des 
Donauausbaues sowohl für die Energie­
gewinnung als auch für die Großschiffahrt 
als Vorbereitung für die Verkehrs aufnahme 
auf dem Rhein-Main-Donau-Kanal von großer 
Bedeutung. Ihm trägt der bereits fertig­
gestellte Entwurf eines Donauausbaugesetzes 
Rechnung. 

Hohes Haus! Die Agrarpolitik der Bundes­
regierung geht davon aus, daß die verschie­
denen Aufgaben der Land- und Forstwirtschaft 
nicht von ·einem bestimmten Betriebstyp allein 
erfüllt werden können, sondern daß die 
bestehenden Formen des Voll-, Zu- und 
Nebenerwerbsbetriebes ihre spezifische Funk­
ticm haben und daher durch die Agrarpolitik 
anzuerkennen sind. 

Die Agrarpolitik si,eht daher vor 

den Ausbau und die Entwicklung von Voll­
erwerbsbetrieben im Interesse einer kosten­
günstigen Versorgung dort, wo es möglich 
ist, 

die Festigung von Betrieben, wo es zur 
Erhaltung der Kulturlandschaft notwlendig ist, 

die Schaffung zusätzlicher außerlandwirt­
schaftHeher Arbeitsplätze dort, wo das Ein­
kommen aus dem eigenen Betrieb durch außer­
betriebliche Arbeit im Wege des Zu- oder 
Nebenerwerbes ergänzt werden muß. 

Nach einer Stichprobenuntersuchung der 
Agrarsozia1en Gesellschaft in der Bundes­
republik Deutschland ist die Beständigkeit der 
Klein- und Nebenerwerbsbetriebe über­
raschend hoch. Es wollen nach dieser Unter­
suchung 85,3 Prozent der Nebenberufsland­
wirte ihre Betriebe aufrechterhalten. Wenn­
gleich diJese Zahlen nicht direkt auf Osterreich 
übertragen werden können, so bestätigen sie 
doch die in dieser Richtung von der Bundes­
regierung geförderten Bestrebungen. 

Die Bundesregierung wird eine Verlänge­
rung des Landwirtschaftsgesetzes und der 
Gesetze zur Ordnung der Agrarmärkte vor­
schlagen und hiebei wegen des engen Zu­
sammenhanges mit dem Bundesfinanzgesetz 
die neuerliche Befristung auf ein Jahr vor­
sehen. 

Zugleich mit der Verlängerung sollen einige 
wesentliche Detailverbesserungen des Markt­
ordnungsgesetzes vorgenommen und damit die 
mit der 2. Marktordnungsgesetz-Novelle 
1 970 eingeleiteten Anpassungen des Gesetzes 
an die Entwicklung der wirtschaftlichen Ver­
hältnisse und Zielsetzungen konsequent fort­
gesetzt werden. Im Vordergrund werden hie­
bei die Bedachtnahme auf die Entwicklung 
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der wirtschaftlichen Integration Europas, die 
weitere Anpassung der Produktion von 
Ernährungsgütern an die Gegebenheiten des 
Marktes und die Strukturverbesserung im 
Bereich der Erzeugung, Bearbeitung und Ver­
teilung der Grundnahrungsmittel stehen. 

Das Ziel der Politik für die Berggebiete ist 
es, die Funktionsfähigkeit dieser Räume zu 
erhalten. Durch besondere Maßnahmen ist die 
erforderliche Hilfestellung dafür zu geben, daß 
in Zukunft ein wirtschaftlich gesunder Alpen­
raum gesichert wird. (Beifall bei der SPO.) 

Zu diesem Zweck sieht die Bundesregierung 
ein fünfjährig,es Bergbauernsonderprogramm 
in der Höhe von 1 ,5 Milliarden Schilling vor. 

Als Schutz vor Naturkatastrophen ist aus­
reichende Vorsorge gegen Hochwasser-,  Erd­
rutsch-, Vermurungs- und Lawinenschäden zu 
treffen, wobei der besondere Schwerpunkt auf 
vorbeugende Maßnahmen zu legen .ist. 

Zur Integration der Land- und Forstwirt­
schaft in die Gesamtheit und zur Ausschöpfung 
der wirtschaftlichen Möglichkeiten des länd­
lichen Raumes ist die Erschließung durch 
Verkehrs anlagen, Wasserversorgung, ELektri­
fizierung und Telephon voranzutreiben. 

Die Bewältigung des Strukturwandels stellt 
hohe fachliche und bildungsmäßige Anfor­
derungen an die bäuerliche Bevölkerung. Die 
Bildungspolitik gehört daher zu den wesent­
lichen Aufgaben der Agrarpolitik. Einem lang­
jährigen Erfordernis wird mit der neu­
geschaffenen Höheren Bundeslehranstalt für 
Fmstwirtschaft bereits im Jahre 1 972 Rech­
nung getragen. 

Das Ziel der Agrarpolitik der österreichi­
schen Bundesregierung ist es, den wirtschaft­
lichen, sozialen und kulturellen Standard der 
bäuerlichen Menschen an jenen der anderen 
Bevölkerungsgruppen heranzuführen und jede 
Benachteiligung zu beseitigen. (Beifall bei der 
SPO.) Hiezu wird sich die Regierung aller 
geeigneter Instrumente einschließlich der 
Sozialpolitik bedienen. 

Hohes Haus! Die Bundesregierung hat sich 
in ihrer Wirtschaftspolitik, wi,e ich bereits 
ausgeführt habe, das Ziel gesetzt, die Europa­
reife österreichs herbeizuführen. Gemessen an 
den Wohlstandsindikatoren nimmt Osterreich 
in der Rangliste der 22 OECD-Staaten einen 
Platz zwischen den Rängen 13 und 16 ein. 
Das bedeutet, daß es uns zwar in der letzten 
Zeit gelungen ist, unseren wirtschaftlichen 
Rückstand bedeutend zu verringern, daß es 
aber noch großer Anstrengungen bedarf, um 
die Spitzengruppe zu erreichen. 

Während 1 969 das Bruttonationalprodukt 
pro Kopf der Bevölkerung im Durchschnitt 

der Niederlande, der Bundesrepublik Deutsch­
land, der Schweiz und Schwedens noch um 
zirka 40 Prozent über j enem Osterreichs lag, 
verringerte sich dieser wirtschaftliche Wohl­
standsrückstand bis zum Jahre 1 97 1  auf 
34 Prozent. Unter der Annahme, daß es 
unserer Wirtschaftspolitik gelingt, in den 
nächsten vier Jahren eine ähnlich günstige 
und vielleicht noch bessere Entwicklung her­
beizuführen, würde dieser Wohlstandsrück­
stand im Jahr,e 1975 nur mehr 20 Prozent 
ausmachen. 

Grund zu dieser optimistischen Einschätzung 
unserer Chancen ist auch die Tatsache, daß 
die Industrieproduktion im Jahre 1 970 in 
Osterreich mit 8,3 Prozent wesentlich stärker 
zunahm als in der EWG. Die Industrie­
investitionen wuchsen in dies,em Zeitraum in 
Osterreich um 2 1  Prozent. 

Die Jahre 1 970 und 1 97 1  brachten der Wirt­
schaftspolitik in Osterreich überdurchschnitt­
liche Erfolge. Unsere Wirtschaft erzielte 1 970 

mit einem realen Wachstum von 7, 1 Prozent 
den höchsten Wert Iseit zehn Jahren und über­
traf damit alle anderen Industrienationen der 
Welt mit Ausnahme Japans. (Beifall bei der 
SPO.) Im laufenden Jahr wird die Wachstums­
rate mehr als 5 Prozent betragen und ebenfalls 
beträchtlich über dem Durchschnitt aller 
OECD-Staaten liegen. 

Mit 2,520.000 Beschäftigten im September 
dieses Jahres wurde der höchste Beschäftigten­
stand seit 1 945 erreicht. 

Es bleibt die vordringliche Aufgabe der 
Bundesregierung, ihre Wirtschaftspolitik im 
engsten Einvernehmen mit den Interessen­
vertretungen zu gestalten. Denn nur so kann 
das günstige Wirtschaftsklima gesichert 
werden, das in diesem letzten Jahr .in Oster­
reich geherrscht hat. (Beifall bei der SPO.) 

Es war ein Hauptanliegen unserer Wirt­
schaftspolitik, den Preisauftrieb zu bekämpfen. 
Die gesetzten preisdämpfenden Maßnahmen 
sowie die der Konjunkturlage angepaßte Voll­
ziehung des Budgets haben bewirkt, daß die 
Preissteigerungsrate in Osterreich beträchtlich 
unter dem Niveau vergleichbarer Länder in 
Europa liegt. 

In diesem Zusammenhang möchte ich der 
Abwechslung halber auf eine statistische 
Erhebung verweisen, die in der letzten Aus­
gabe einer Monatsmitteilung einer österreichi­
schen Bank über eine relative Preisentwick­
lung in Osterreich und einigen anderen OECD­
Ländern auf Grund einer "Deflator"-Berech­
nung angestellt wurde. Der Deflator unter­
scheidet sich vom Verbraucherprei,sindex 
dadurch, daß er sich auf die Gesamtheit des 
Nationalproduktes bezieht, der Verbraucher-

2. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)16 von 23

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII.  GP -- 2 .  Sitzung -- 5. November 1 9 7 1  29 

Bundeskanzler Dr. Kreisky 

preisindex aber nur auf die im "Warenkorb" 
enthaltenen Güter und Dienstleistungen. 

Daraus ergeben sich folgende Veränderun­
gen zwischen 1 969 und 1 970 : In Belgien, das 
ohne Zweifel die ntedrigste Preissteigerungs­

rate hat, beträgt die Veränderung von 1 969 

auf 1 970 3,6 auf 3,9. In der Schweiz von 2,6 auf 
4,5, im Deutschland von 3,5 auf 7,4, in Italien 
4, 1 auf 6,7,  im europäischen OECD-Raum 4,7 

auf 6,4,  und in Osterreich 3,6 auf 4,6.  Somit 
ist auch auf diese Berechnungsweise hinge­
wiesen, daß in Osterreich, wenn man von 
Belgien absieht, die Preissteigrerungen relativ 
am niedrigsten gewesen sind. 

Zweifellos, meine Damen und Herren, 
könnte eine weitere Dämpfung des Preisauf­
triebes ohne Gefährdung von Vollbeschäfti­
gung und Wirtschaftswamstum erreicht 
werden, wrenn die Regierung das von -ihr 
gewünschte preispolitische Instrumentarium 
durch eine Verbesserung des Preisregelungs­
gesetzes erhielte. (Zustimmung bei der SPO.) 

Nicht ohne Besorgnis verfolgen wir die 
internationale Währungssituation und ihre 
Auswirkungen auf den Welthandel. Im Rah­
men unserer Möglichkeiten werden wir unsere 
Bemühungen fortsetzen, dazu beizutragen, so 
rasch wie möglich wieder stabile Währungs­
verhältnisse und damit günstige Voraus­
setzungen für die Weiterentwicklung des 
Welthandels zu erroeichen, denn die geg·en­
wärtige Situation birgt unmittelbar die Gefahr 
in sich, den Welthandel .insgesamt und damit 
den Außenhandel j edes einzelnen Landes zu 
beeinträchtigen. 

Gerade vom Standpunkt eines kleineren und 
stark außenhandelsverflochtenen Landes be­
deutet dies nicht zu unterschätzende Bedro­
hungen . Die Bundesregierung hat sich bemüht, 
diese negativen Auswirkungen so gering wie 
möglich zu halten. 

Erst in jüngster Zeit wurde eine weitere 
Erleichterung dadurch geschaffen, daß der 
Finanzminister die Dollarverpflichtungen des 
Bundes in den Dienst der längerfristigen Kurs­
sicherung gestellt hat, womit die bisher sei­
tens der Notenbank und des Kreditapparates 
auf diesem GebIet getroffenen Maßnahmen 
um einen wichtigen Bereich erweitert wurden. 
Es wird unser Bemühen s-ein, diese Maß­
nahmen vor allem auch für künftige G eschäfte 
einsatzfähig zu machen. Alle diese Schritte 
jedoch sind kein Ersatz für eine rasch zu 
treffende GesamtIösung der offenen Probleme 
der Weltwährungsordnung. Hier bedarf es 
einer gemeinsamen europäischen Initiative. 
Bei vollem Verständnis und in dankbarer 
Anerkennung für das, was die Vereinigten 
Staaten nach dem Krieg für Europa und für 

unser Land getan haben, wäre auch eine ent­
sprechende Kompromißbereitschaft der Ver­
einigten Staaten wünschenswert. 

Es dürfen auch - gerade in einer Phase 
sich entspannender Konjunktursituationen in 
den europäischen Volkswirtschaften - die 
beschäftigungspolitischen Gefahren einer :sol­
chen Unsicherheit im Weltwährungssystem 
und damit für den Welthandel nicht übersehen 
werden. 

Die Bundesregierung ist jedenfalls für den 
Fall, daß die internationale Entwicklung 
unsere Verhältnisse in einem stärkeren Aus­
maß negativ beeinflussen sollte, als derzeit 
erwartet wird, entschlossen, in Zusammen­
arbeit mit den Wirtschaftspartnern, der Noten­
bank und dem Kreditapparat, die Entschei­
dungen zu treffen, die die Vollbeschäftigung 
in unserem Lande gewährleisten solL Eines 
dieser Instrumente ist das vorbereitete Kon­
junkturausgleichsbudget. 

Hohes Haus ! Die Bundesregierung bekennt 
sich zu den Zielen der am 24. Oktober 1 970 

von der XXV. Generalversammlung der Ver­
einten Nationen verabschiedeten "Inter­
nationaLen Strategie für die 2. Entwicklungs­
dekade der Vereinten Nationen" und wird 
auch weiterhin an der Verwirklichung ihrer 
Ziele mitarbeiten. 

Osterreich wird Illach Maßgabe seiner wirt­
schaftlichen Möglichkeiten bemüht sein, seine 
Entwicklungshilfe sowohl bilateral durch 
direkte Zusammenarbeit mit den Entwick­
lungsländern als auch durch eine verstärkte 
Mitarbeit in den internationalen Organi­
sationen auszuweiten. 

In diesem Zusammenhang soll auch auf die 
wirtschaftliche Bedeutung der Entwicklungs­
hilfe verwiesen werden. Würden wir der 
Empfehlung der Verreinten Nationen nach­
kommen und 1 Prozent des Bruttonational­
produktes für die Entwicklungshilfe zur Ver­
fügung stellen, wovon 0,7 Prozent des Brutto­
nationalproduktes als öffentliche Leistungen 
zu erbringen wären, müßten öffentliche Mittel 
in der Größenordnung von 3,5 Milliarden 
Schilling im Jahre 1 973 bereitgestellt werden. 

Es ist, glaube ich, ein Gebot der Ehrlich­
keit festzustellen, daß derartige Beträge sich 
tür geraume Zeit nicht ohne weiteres zur Ver­
fügung stellen lassen werden. Es könnte aber 
durchaus sein, daß in einer Zeit, in der die 
Konjunkturlage zu einer geringeren Ausnüt­
zungskapazität unserer Wirtschaft führt, mit 
einer Förderung mit den normalen und tradi­
tionellen Methoden einer deficit spending 
policy nicht allein das Auslangen gefunden 
werden kann, weil dadurch vor allem gewisse 
Industrien bestenfalls in indirekter Weise 
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betroffen werden, daß sidl in einer solchen 
Situation neue Möglichkeiten für die Entwick­
lungshilfe ergeben. 

Da es sich hier um ein Phänomen handelt, 
das vermutlich für die meisten europäischen 
Industriestaaten gleichermaßen Gültigkeit hat, 
wäre als eine Initiative der österreichischen 
Bundesregierung ein Konzept zu erwägen, das 
unter Bedachtnahme auf die Erfahrungen des 
Marshallplanes den Entwicklungsländern 
sogenannten drawing rights innerhalb eines 
gesamteuropäisroen Planes, vorerst im Rah­
men der OECD, einräumt, die ihnen erlauben 
würden, ihren Bedarf an wichtigen Gütern, 
vor allem an Kapitalgütern, in den Ländern 
zu decken, die an diesem Plan teilnehmen. 
Damit wäre natürlich auch die Verpflichtung, 
know-how zu leisten, verbunden. 

Wir glauben, daß in der Zeit extremer Pro­
sperität solchen Uberlegungen wenig Raum 
gegeben wird, in Perioden aber, in denen 
Kapazitäten unausgenützt sind, bekommen 
Uberlegungen dieser Art handfeste wirtschaft­

ten) sowie steuer ähnlichen Abgaben (Kammer­
umlagen, Sozialversicherungsbeiträgen und 
Fondsbeiträgen) mit schätzungsweise 31 Pro­
zent etwas niedriger als im Vorjahr ansetzt. 

Ohne der Budgetrede des Finanzministers 
vorgreifen zu wollen, möchte ich an dieser 
Stelle festhalten, daß wir im Rahmen eines 
Konsolidierungsprozesses der Bundesfinanzen 
mit der Bildung von Schwerpunkten im Budget 
für 1 972 in folgenden Bereichen beträchtlich 
mehr Mittel zur Verfügung stellen werden : 

Forschung, Hochschulen, Schulbau, Umwelt­
schutz - vor allem im Bereich des Wasser� 
wirtschaftsfonds -, für gesundheitspolitische 
Einrichtungen, Straßenbau, Fremdenverkehrs� 
f örderung, Förderung der Landwirtschaft - ich 
möchte hier noch einmal das Programm zur 
Bergbauförderung erwähnen - und nicht 
zuletzt im Bereich der Sozialpolitik, durch 
höheren Anpassungsfaktor, höhere Mindest· 
renten, etappenweise Anhebung der Kriegs. 
opferrenten. 

liche Bedeutung. So könnte die Entwicklungs- Die budgetpolitischen Aufgaben mit ihren 
hilfe sehr wohl im Instrumentarium einer weitreichenden Auswirkungen können nur 
Rezessionsbekämpfung wirtschaftlich moti- unter Berücksichtigung der längerfristig gege-
viert sein. benen Zusammenhänge gelöst werden. 

Für eine Wirtschaftspolitik, die Geldwert­
stabilität und Wirtschaftswachstum optimal zu 
kombinieren trachtet, sind gesunde Staats­
finanzen von ausschlaggebender Bedeutung. 

Die Ziele der bisher von der Bundesregie­
rung eingeschlagenen Budgetpolitik bestanden 
darin, nach der Eskalation der Budgetdefizite 
f rüherer Jahre einen Konsolidierungsprozeß 
einzuleiten, neue, einem modernen Industrie­
staat angemessene Schwerpunkte zu setzen 
und die ergriffenen Maßnahmen in einen län­
gerfristigen Zusammenhang zu bringen. 

Im Jahre 1 97 1  blieb die Ausweitung des 
Budgets im gesamtwirtschaftlichen Rahmen, 
und das Defizit mußte nur um jenen Betrag 
erhöht werden, den zusätzliche Tilgungen 
und Zinsenzahlungen für früher eingegangene 
neuerliche Defizitsenkungen wie auch die vor­
zeitige Rückzahlung von Auslandsanleihen mit 
sich bringen. 

Dieser Konsolidierungsprozeß in Verbin­
dung mit der fortwährenden Ausdehnung der 
Gemeinschaftsaufgaben und der Bildung neuer 
Schwerpunkte erlaubt - und das ist auch vor 
der Nationalratswahl schon gesagt worden -
keinen Verzicht auf wesentliche Einnahmen 
des Bundes. 

Im übrigen sei in Parenthese vermerkt, daß 
der Rechnungshofbericht, dessen Vertraulich­
keit hier nicht mehr verletzt wird, die Bela­
stung mit Steuern (aller Gebietskörperschaf-

Ein erster wichtiger Schritt in Richtung 
eines solchen längerfristigen Budgetkonzepts 
wurde mit dem von der Regierung bereits 
fertiggestellten Investitionsprogramm des 
Bundes für die Zeit von 1911  bis 1 980 getan. 
Dieses Programm wird j ährlich einer Uber­
prüfung unterzogen werden, um den aktuellen 
Gegebenheiten angepaßt werden zu können. 

Ein nächster Schritt soll mit einer mehrjäh­
rigen Finanzierungsplanung gesetzt werden. 
Die rechtlichen Voraussetzungen für eine zeit­
gemäße und rationelle Budgetpolitik werden 
ein neues Haushaltsrecht und ein entsprechend 
gestaltetes Bundesförderungsgesetz bringen. 
Die Vorarbeiten sind vom Finanzminister 
bereits abgeschlossen. 

Gesunde Staatsfinanzen setzen eine ent­
sprechende Steuer- und Tarifpolitik voraus. 
Unser gegenwärtiges, historisch gewachsenes 
Steuersystem entspricht keineswegs mehr den 
heutigen Anforderungen. Daher soll es zu 
einer schrittweisen Neuordnung unseres 
Steuersystems kommen. 

Wir sind uns der damit verbundenen Schwie­
rigkeiten durchaus bewußt, dennoch aber an 
diese Aufgabe herangetreten und haben mit 
der Fertigstellung des sogenannten Mehrwert­
steuergesetzes, eines modernen Systems der 
Umsatzbesteuerung, einen ersten großen 
Schritt getan. 
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Wir haben uns nicht gescheut, mit aller 
Deutlichkeit, im Bewußtsein unserer Verant­
wortung, vor dem 1 0. Oktober auszusprechen, 
daß an eine Verminderung oder den Wegfall 
von Steuern, will man sich nicht grober Täu­
schung schuldig machen, nicht zu denken ist. 
Das schließt natürlich nicht aus, daß es von 
Zeit zu Zeit zu einer Milderung der Lohn­
und Einkommensteuerprogression kommt. Es 
werden daher so bald wie möglich mit dem 
Osterreichischen Gewerkschaftsbund die dafür 
notwendigen Verhandlungen aufgenommen 
werden. Dabei wird es unser Ziel sein, nicht 
nur eine Augenblickslösung herbeizuführen. 
Für eine solche Lösung, die sowohl die Tarif­
seite wie die Reform der Ehegattenbesteue­
rung und eine Reihe von Vereinfachungsmaß­
nahmen beinhalten soll, bietet sich der 1 .  1 .  

1 973 an. Jedoch bereits zum 1 .  1 .  1 972 soll 
die Hausstandsgründungsbeihilfe von 1 5.000 S 
verwirklicht werden. (Beifall bei der SPO.) 

Zur F,inanzierung ,der umfrangr,eichen Pro­
j ekte, die Proiduktivität und Leistungsfähig­
keit unserer Wtrtschaft ha.b en Isollen, bedarf 
es nicht nur der Bereitstellu[l,g 'öff,entlieher 
Mi,ttel, sondern 'auch der in privaten Händen 
erfol,genden BiLdung von GeLdve11I11ög-en, die 
im Wege des SpaI1ens für Investitionen �ur 
Ve.rfÜgrung ,g:este11t we,rden. Die österreichische 
Bevölkerung hat mit ihrer vOllbiLdlichen Spar­
gesinnung de,r zukünfHgen Entwicklung unse­
rer W-irtsmaft einen ei.ndeuH,gen Vertrauens­
beweis erbracht. 

Sowohl beim herkömmlichen Kon1:enspar,en 
wie auch beim W,ertp,ap.ier- und Viersime­
rungISsparen konnten in Iden letzten ,zwei J,ah­
.ren steile Aufwärtsentwkklung:en -festgestellt 
werden. 

So a1rat auch der di,esj ährig.e Weltsp.artag 
wieder ,ein .großarHges Ergebnis ge'br.acht: mit 
insgesamt 4,8 Mi!m.ar1rlen Schilling war d1e 
Ges,amtsumme der Einl,agen um Ü1ber 2 1  Pro­
zent höher als im Vorjahr. Ebenso erfreulich 
ist die Tatsa,dle, daß dies,e !Summe lSich ,auf 
,insgesamt 1 ,7 Millionen 'Ein:zaJhlungen v,er­
'teilt, ,sodaß mit Recht von ·e.inem Beweis des 
Vertr,aJUens ger,aide des kleinen Spa'l",er.s in die 
St,a1bilität UnS€fer Währuilig und in !eHe Gesund­
heit uns.erer W'irtschiaft Igesprochen weI1d'�n 
kann. (Beifall bei der SPO.) 

Um ,dler ösier'l'e.ichischen Geldwirtschaft e-ine 
den modernen Erfordernissen entspreche.I1Jde 
Entf.aHung :w :ermögllichen, wird di,e r,echtlirne 
Balsis für ihre Tätigkeit neu ,ge�aßt werden. 
Neue Igesetzliche ,R:e!gellungen des Kredit­
wesens und de,s SOnlderibereiches der Spar­
kassen Istehen daher mit an der Spitze des 
Autg,abenkataloges der Regierung. 

Bezüglich der venstaatlichten Industrie 

möchte ich 'an meine Rede bei der Haupt­

versammlung der OIAG :am 9. September 1 97 1  

'erinnern und sag,en, daß es im Inter.esse !des 
Eigentümers Staat, lalso der Republik Oster­

reich, ,g,eleg.en .ilst, daß .sich ihre Unternehmun­

gen an 'gesamtwirtschaftlichen Zielen orien­

tieren, wobei !sie sich von j,enen GI1Unldsät�en 

leiten lassen müssen, die für den Erfolg wirt­
schaftlicher Unternehmung'en überhaupt maß­

g,ebend Isind. 

Die Einflußtnahme des Eigentümers .erfolgt 
ausschließlich im Rahmen seiner 'gesetzlichen 
Aufgahen. ,S i:e ist vor,gezeichnet durdl ;das 
GeseUschaftsr'echt und das OIAG-Gesetz, von 
dem ich hier vor laUem ,erwähnen möchte den 
Art. III Abs. 1 bzw. § 1 Abs. 3, wo es heißt : 
"Die Gesellschaft hat zur Erfüllung der ihr 
im Abs. 2 gestenten Koordini'erungsaufgabe 
innerhalb von V'ier Jahr,en di'e in der AnLa,ge 
angefÜlhrten Gesellschaften br,anchenweise 
zusammen'Zuf.aSisen . . .  ", wo'bei ich 'erinnern 
lIIlöchte, ldaß idi,eses Gesetz tam 1 .  Jänner 1 970 
in Kr,att ,g.etreten ist. 

Hohes Haus l  lOie Bundesregierung wind im 
Rahmen der von ihr initiierten äost,eneichischen 
RaumordnuIllgskonfeI1eIllZ .im Sinne .der Ver­
wirkhdlUng des GrundlSiaJtzes des kooperativen 
Bundesstaates ,an .der :ErsteHung !des öst'er­
reichisch:en Raumordnung,SlkoJllzepte.s mitwir­
ken. Die dazu erforderlichen umfangreichen 
Arbeiten si'nd als ständiger Prozeß ,aufzuf,as­

sen, durch den der Rahmen ;für die Aktivitäten 
der Träger !der raumoronungsrel,ev,anten Maß­
nahmen abgesteckt und verbessert werden 
solL 

Die Bundesr�gierillng setzt sich für den 
Bereich ihrer etgenen regionalen Struktur­
politik zum Ziel, iden gesamtstaatlichen Zusam­
menhalt zu fördern und das regionale Entwick­
lungs.gefäLle nach iMö,glichikeit zu verringern. 
Dem wird auch di'e Ubertnilgung der ,aus dem 
Raumpil:anun9lsmodell Aichfeld-MurbOlden ge­
wonnenen Erfahrunglen ,auf lander,e Entwick­
lungsgeibieoo dienen. 

Die Bundesre,gie,rung list auch .der Ansicht , 

daß der GemeinldestruQüurreform im R1(lhmen 
der gesamtölsterreich:ischen Strukturverbesse­
rung besondere Bedeutung 'zukommt. 

Was d'en KompetenzbeDeich des Bundesmini­
steriums für Inneres betrifft, ,so möchte ich 
aus der Fülle der dort g!ep,lanten Maßnahmen 
einige hervorheben. 

Mit Beginn des Jahres 1 97 1  wurde ein Team 
zur Ausarbeitung eines elektronischen krimi­
nalpolizeilichen Informationssystems einge­
setzt. Die Aufgabe dieses Systems ist es, die 
Verbrechensaufklärung in allen Sparten zu 
verbessern und wirksamer zu machen. 
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Das Wirksamwerden dieses Systems wird in wesens im Bundesministerium für Inneres 

drei Stufen erfolgen: abgeschlossen sein. 

Die erste Stufe wird mit 1 .  Februar 1 972 
verwirklicht. Mit ihr wird die Kraftfahrzeug­
fahndung wirksam werden. Damit wird Oster­
reich über eines der modernsten Fahndungs­
systeme in Europa verfügen. 

Im Jahre 1973 - und das wird die zweite 
Stufe sein - wird ein Teil der Personenfahn­
dung mit Hilfe des elektronischen kriminal­
polizeilichen Informationssystems durch­
geführt werden können. 

Mit der dritten Stufe im Jahre 1975 wird die 
volle Wirksamkeit des Systems gegeben sein. 

Durch das Wirksamwerden der Kraftfahr­
zeugfahndung mittels Computers werden ab 
1 .  Februar 1972 vorerst in der Bundeshaupt­
stadt Wien Organstrafmandate nicht mehr 
sofort bar bezahlt werden müssen, sondern 
können mit Zahlkarten binnen 1 4  Tagen ein­
gezahlt werden. Die notwendige gesetzliche 
Voraussetzung wurde durdl die Novellierung 
des § 50 des Verwaltungsstrafgesetzes gesdlaf­
fen. In Zusammenarbeit mit dem Bundesmini­
sterium für Landesverteidigung wurde ein 
Hubschrauberpool gebildet. In jedem Bundes­
land stehen nunmehr zwei bis drei Hubschrau­
ber und Flächenfahrzeuge zur Verkehrsüber­
wadlung auf den Bundesstraßen zur Verfü­
gung. Dieses Uberwachungssystem wird in 
den nächsten Jahren weiter ausgebaut werden. 

Im Jahre 1 97 1  wurde die Vollmotorisierung 
der gesamten Exekutive Osterreidls durdl die 
zusätzliche Neueinstellung von 357 Kraftfahr­
zeugen erreicht. Der Austausch des Kraftfahr­
zeugparkes der Polizei und Gendarmerie wird 
auf Grund einer Vereinbarung mit dem Bun­
desministerium für Finanzen in Zukunft in 
einem fünf jährigen Turnus möglich sein. 

Zur Uberwachung des ruhenden Verkehrs 
und der Sdmlwegsicherung, insbesondere der 
Bundeshauptstadt Wien, hat der Ministerrat 
in der Sitzung vom 29. Juni 1 97 1  die Ein­
stellung von weiblichen Wacheorganen 
genehmigt. Die dreimonatige Ausbildung des 
ersten Turnus begann am 1 5. September 197 1 ,  
und mit Beginn des Jahres 1 972 werden diese 
Beamtinnen ihren Dienst antreten können. 

Mit der Erfüllung einer jahrelangen Forde­
rung des Redmungshofes wird nunmehr 
begonnen : Die Beschaffungsämter von Polizei, 
Gendarmerie, für das Flüchtlingswesen und für 
das Bundesministerium für Inneres werden zu 
einer Zentralen Beschaffungsabteilung zusam­
mengelegt. Mit 1 .  Jänner 1 972 wird die erste 

Auch im Bereich der Redltsreform wird die 
Bundesregierung bei ihren Vorschlägen auf 
dem Regierungsprogramm vom 27. April 1 970 
aufbauen. 

Die Schwerpunkte bei der Fortführung der 
Rechtsreform sind : 

Anerkennung der Stellung der Frau in 
Familie und Gesellschaft, insbesondere durch 
Sdlaffung gleicher Redlte für beide Elternteile 
gegenüber den Kindern; vermögensrechtlidle 
Gleichstellung der Ehefrau unter Berücksichti­
gung ihrer Leistungen in Beruf, Haushalt und 
bei der Erziehung der Kinder; Verwirklichung 
des Gleichheitsgrundsatzes zwischen Mann und 
Frau bei der rechtlichen Gestaltung der ehe­
lichen Gemeinschaft; Ausbau der unter­
haltsrechtlichen Stellung der schutzbedürftigen 
Ehegattin für den Fall der Ehesdleidung. 

Mehr Selbstverantwortung der Jugend 
durch Herabsetzung des Volljährigkeitsalters 
auf 1 9  Jahre und Herabsetzung des Heirats­
alters des Mannes auf 1 9  Jahre. 

Chancengleichheit bei der Rechtsverfolgung 
durch Schutz vor Ubervorteilung beim Ab­
schluß von Rechtsgeschäften für den wirt­
schaftlidl Unerfahrenen durdl Ausbau der 
Konsumentenschutzgesetzgebung sowie Ver­
besserung von Rechtsberatung und Rechts­
beistand für den wirtschaftlich Schwachen. 

Schaffung einer zeitgemäßen Arbeits- und 
Sozialgerichts bar kei t. 

Ausgestaltung eines zeitgemäßen Miet- und 
Wohnremtes zur Vermeidung sozialer Härten. 

Schaffung moderner Rechtsvorschriften im 
Bereich der Massenmedien zur Sicherung der 
Informationsfreiheit unter Wahrung des 
Schutzes der persönlichen Sphäre des Men­
schen und Bürgers in der demokratischen 
Gesellsdlaft. 

Abschluß der Großen Strafrechtsreform und 
Strafprozeßreform. 

Die Bundesregierung wird in der Herbst­
tagung des Nationalrates zur Erfüllung ihres 
Programms im Bereich der Rechtsreform die 
nachstehenden Regierungsvorlagen dem 
Nationalrat zuleiten : 

Bundesgesetz über die mit gerichtlidler 
Strafe bedrohten Handlungen (Strafgesetzbuch 
1 97 1 )  j 

Bundesgesetz über die Tilgung von Verur­
teilungen und die Beschränkung der Auskunft 
(Tilgungs gesetz 1 97 1 ) ;  

Stufe wirksam werden. Bis zum Jahre 1 975 Bundesgesetz über die Neuordnung der 
wird die Umorganisation des Beschaffungs- Rechtsstellung des ehelichen Kindes; 
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Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen über 

die Geschäftsfähigkeit und Ehemündigkeit 
abgeändert werden (Herabsetzung der Voll­
jährigkeit) ; 

Bundesgesetz über die Neuordnung des 
gesetzlichen Erbrechtes des Ehegatten und des 
gesetzlichen ehelichen Güterstandes ; 

Pressegesetznovelle 1 971 ; 

Journalistengesetznovelle 197 1  i 

Bundesgesetz über die Änderung des 
Gesetzes über die Erwerbs- und Wirt­
schaftsgenossenschaften (Genossenschaftsge­
setznovelle 1 911 ) ; 

Bundesgesetz über das Eigentum an Woh­
nungen und Geschäftsräumen (Wohnungs­
eigentumsgesetz 197 1 )  i 

Bundesgesetz über 
U rhe berrechtsgesetzes 
novelle 1 97 1 ) .  

die Änderung des 
(Urheberrechtsgesetz-

Ein moderner Staat bedarf einer fortschritt­
lichen und leistungsfähigen Verwaltung. 

Die Ausdehnung des wissenschaftlichen und 
technischen Fortschrittes und die zunehmende 
internationale Wirtschaftsverflechtung bewir­
ken vielgestaltete zukunftsorientierte Verwal­
tungsaufgaben, die den vermehrten Einsatz 
mittel- und längerfristiger Planungs- und Pro­
gnosetechniken und die Zuhilfenahme von 
Kommunikations- und Kooperationsmethoden 
des modernen Wirtschaftsmanagements gebo­
ten erscheinen lassen. 

Zur Verwirklichung dieser Erfordernisse 
wird die Bundesregierung eine Verwaltungs­
akademie des Bundes ins Leben rufen, die 
nach den Grundsätzen der Freiwilligkeit und 
allgemeinen Zugänglichkeit der gründlichen 
und praktischen Ausbildung, der Vertiefung 
der Kenntnisse der bereits in der Laufbahn 
stehenden Beamten sowie der Vergrößerung 
der Aufstiegschancen für tüchtige Beamte zu 
dienen haben wird. 

Schon in der vorangegangenen Legislatur­
periode habe ich eine Kommission, die sich 
aus Beamten der Verwaltung, Wissenschaft­
lern, Vertretern der zuständigen Gewerkschaft 
und Fachleuten aus der Wirtschaft zusammen­
setzt, mit den vorbereitenden Arbeiten zur 
Schaffung der Verwaltungsakademie betraut. 

Eine sinnvolle Ergänzung bildet das Dienst­
postenausschreibungsgesetz. Die Ausschrei­
bung bestimmter öffentlicher Funktionen stellt 
einen langgehegten Wunsch dar, der in der 
politischen Diskussion immer wieder vorge­
bracht worden ist. Der bereits vorliegende 
Entwurf vom Juli 197 1  hat die Aufgabe, die 
Offentlichkeit in transparenter Form über 

bestimmte zur Besetzung vorgesehene Funk­
tionen des öffentlichen Dienstes und der Wirt­
schaftsverwaltung des Bundes in Kenntnis zu 
setzen. Jeder Staatsbürger, der die an die 
Bekleidung dieser Funktionen geknüpften 
Bedingungen erfüllt, soll durch ihre öffentliche 
Ausschreibung in die Lage versetzt werden, 
sich um eine dieser Funktionen bewerben zu 
können. (Beifall bei der SPO.) 

Durch eine Neukodifizierung und Moderni­
sierung des gesamten Dienstrechtes soll ein 
der Stellung des Beamten im modernen Staat 
entsprechendes Dienstrecht geschaffen werden. 
Die heute teilweise in verschiedenen Gesetzen 
geregelten Materien sollen in einem Gesetz 
zusammengefaßt werden, das die grundsätz­
lichen Regelungen für das Dienstverhältnis 
aller öffentlich-rechtlicher Bediensteten ent­
halten soll. 

Es ist selbstverständlidJ., daß auch für den 
öffentlichen Dienst das Prinzip der leistungs­
gerechten Besoldung gelten muß. Daraus 
ergeben sich für die Bundesregierung eine 
Reihe von Verpflichtungen. Zunächst obliegt 
es ihr, die erforderlichen Maßnahmen für die 
Durchführung der von den Gebietskörper­
schaften und den vier Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes am 2. September 1 971 
unterfertigten Vereinbarung zu treffen. Dazu 
gehört primär die etappenweise Realerhöhung 
der Bezüge und ihre Wertsicherung i ferner 
die gesetzliche Fundierung des Ansprudles auf 
eine gerechte Abgeltung von Uberstunden und 
anderen Mehrleistungen sowie die Ruhe­
genußfähigkeit bestimmter Nebengebühren. 
Die entsprechenden Regierungsvorlagen 
werden dem Hohen Haus in Kürze zugeleitet 
werden. 

Eine weitere Aufgabe bildet die Neugestal­
tung des Reisegebührenrechtes. 

Die kommende Legislaturperiode wird auch 
hinreichend Gelegenheit bieten müssen, die 
Besoldungsstruktur im öffentlichen Dienst zu 
überdenken und notwendige Reformen durdJ.­
zuführen. Dazu gehört vor allem die Schaffung 
eines nach modernen Grundsätzen aufgebau­
ten, leistungskonformen Besoldungssystems 
auf der Basis einer fundierten Verwaltungs­
organisation und einer damit ermöglichten 
Arbeitsplatzbewertung. 

Die bisher im Gehaltsüberleitungsgesetz 
unsystematisch zusammengefaßten Bestim­
mungen sollen durch ein einheitliches Gesetz 
über die Verwendungsgruppen, Dienstzweige, 
Anstellungserfordernisse und Amtstitel aller 
Bundesbeamten einschließlich der Regelungen 
über die provisorische Aufnahme und die 
Definitivstellung ersetzt werden. Auch dieses 
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Gesetz soll letztlich in die Neukodifikation des 
gesamten Dienstrechtes einmünden. 

Das Dienst- und Besoldungsrecht soll auch 
hinsichtlich einer ökonomischen Verwaltungs­
führung unter Bedachtnahme auf die Verwen­
dung von elektronischen Datenverarbeitungs­
maschinen überprüft werden. Ich bin der Mei­
nung, daß diese Maßnahmen geeignet sind, 
die Leistungsfähigkeit der Verwaltung zu 
erhöhen, und auch geeignet sind, ein echtes 
Verwaltungsservice zu bieten. 

Bei diesem Anlaß möchte ich klar und ein­
deutig zum Ausdruck bringen, daß die öffent­
lich Bediensteten im Rahmen der gegebenen 
Voraussetzungen ihr Bestes zum Wohle der 
Republik leisten. Dafür möchte ich ihnen von 
dieser Stelle aus den Dank der Bundes­
regierung aussprechen. (Lebhafter Beifall bei 
der SPO und Beifall bei Abgeordneten der 
OVP.) 

Ich möchte damit aber auch den Appell an 
alle öffentlich Bediensteten verbinden, an der 
Realisierung der Reformbestrebungen der 
Bundesregierung tatkräftig mitzuwirken. 

Wenn die staatliche Vlerwaltung ihre 
zukünftigen Aufgaben erfüllen will, muß ihre 
Struktur auf die Erfordernisse eines modernen 
Industriestaates ausgerichtet werden. Zu die ­
sem Zwecke wird die Bundesregierung einen 
mehrjährigen EDV-Plan - also einen Plan 
über den Einsatz elektronischer Daten­
verarbeitungsmaschinen des Bundes 
el1stellen, um einen koordinierten und ent­
scheidungsorientierten Einsatz dieser Maschi­
nen zu ermöglichen und sicherzustellen. Es 
wird weiteJ1s auch das Bestreben der Bundes­
regierung sein, in den von ihr vorzulegenden 
Gesetzesinitiativen auf die Möglichkeit des 
Einsatzes automatischer Datenverarbeitungs­
anlagen Bedacht zu nehmen. Die Bundes­
regierung .1st sich hiebe i ihrer Pflicht bewußt, 
dafür Sorge zu tragen, daß die Privatsphäre 
des einzelnen durch die Vorbereitung ent­
sprechender Datenschutzbestimmungen ge­
wahrt werden soll. 

Dem Ziele der Modernisierung der Ver­
waltungsorganisation dient audl das in der 
vergangenen Legislaturperiode ber·eits fertig­
gestellte Große Kompetenzgesetz, mit dem der 
seit 50 Jahren nicht ausgeführte Verfassungs­
befehl des Artikels 77, Absatz 2 der Bundes­
verfassung erfüllt wird, wonach Zahl, Wir­
kungsbereich und Einrichtung der Bundes­
ministerien durch Bundesgesetz zu regeln ist. 
Im Sinne der Verwaltungsreform sieht dieser 
Gesetzentwurf Kompetenzentflechtungen, Ver­
fahrensregeln für koordiniertes · inter­
ministerielles Vorgehen sowie Möglichkeiten 
der Delegierung vor. Das Bundesministerien-

Gesetz stellt aber auch eine wesentliche Vor­
aussetzung dafür dar, daß sich der Staats­
bürger im Staate wohlfühlt, daß er weiß, 
welche Aufgaben die Bundesministerien zu 
besorgen haben und an welche Behörden er 
sich wenden kann. 

Im Bewußtsein des Bedürfnisses des ein­
zelnen Staatsbürgers nach persönlicher Sicher­
heit - auch im Umgang mit den Behörden -
wird die Bundesregierung in nächster Zeit 
dem Nationalrat eine Regierungsvorlage zu­
leiten, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz 
in der Fassung von 1929 durch Einfügung von 
Bestimmungen über die Volk'sanwaltschaft 
geändert werden soll . Wenn diese Einrichtung 
verwirklicht sein wird, so wird sie sich nach 
Ansicht der Bundesregierung würdig in die 
Reihe Jener Institutionen einfügen, die zu den 
Fundamenten des österreichischen Rechts­
staates gehören I (Beifall bei der SPO.) 

Im Sinne der Erklärung der Bundes­
regierung vom 21. April 1 970, sie werde sich 
im Geiste des kooperativen Bundesstaats­
gedankens um eine gute Zusammenarbeit 
zwischen dem Bund, den Ländern und den 
Gemeinden bemühen, hat sie sofort nach ihrer 
Amtsübernahme die Verhandlungen über das 
Forderungsprogramm der Bundesländer auf­
genommen. Diese Arbeiten konnten vor 
wenig1en Monaten mit der Erstellung des Ent­
wurfes einer Novelle zum Bundes-Ver­
fassungsgesetz in der Fassung von 1 929 abge­
schlossen werden, der bereits dem Begut­
achtungsverfahren zugeleitet worden ist. 

Dieser Entwurf trägt den Wünschen der 
Bundesländer in weitestgehendem Maße Rech­
nung; unter Berücksichtigung der Ergebnisse 
des Begutachtungsverfahrens 'soll damit das 
Forderungsprogramm der Bundesländer, so­
weit es sich um dessen verfassungsgesetz­
lichen Teil handelt, mit Ausnahme der For­
derungen auf dem Gebiete der Finanz­
verfassung, des land- und forstwirtschaftlichen 
Schulwesens sowie der Assanierung, erfüllt 
werden. 

Hohes Haus ! Es liegt nicht zuletzt im Inter­
esse der politischen Mandatare selbst, daß 
die Frage der Politikerbesteuerung in einer 
Form g,elöst wird, die in der Offentlichkeit 
vertretbar ist. Eine von mir eingesetzte Kom­
mission hat hier Lösungsvorschläge unter­
breitet. Ein im Sinne dieser Vorschläge gehal­
tener Gesetzentwurf wurde zur Begut­
achtung versandt. Ich hoffe, daß es bald mög­
lich sein wird, die Diskussion über diese Frage 
mit der V.erabschiedung eines ent·sprechenden 
Gesetzes zu beenden. 

Hohes Haus l In der Vorwahldebatte hat die 
Frage der Macht in der Demokratie eine 
gewisse Rolle gespielt, und es ist ein inter-
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essantes Phänomen, daß diese Frage in der 
Geschichte der Politik von Montesquieu bis 
in unsere Zeit die Wissenschaft beschäftigt 
hat. Die Vorstellung, wonach die Macht etwas 
ist, worauf die Regierung eines Landes ein 
Monopol hätte, ist veraltet : Macht und Einfluß 
in der Gesellschaft sind, was ihre Qualität 
und Quantität betrifft, in der modernen Zeit 
in horizontaler und vertikaler Weise verteilt. 

Das Problem der modemen Demokratie und 
ihre Kompliziertheit :scheint uns gerade in dem 
Umstand zu liegen, daß Macht auf zahlreiche 
und sehr verschiedene Institutionen und 
Bereiche der Gesellschaft verteilt ist und daß 
eben in der ununterbrochenen Abgrenzung 
und Kontrolle der Machtsphären der 
schöpferische Prozeß einer stetig wachsenden 
Demokratisierung zu sehen ist. Dort, wo es 
diesen Prozeß nicht gibt, kommt es zu einer 
Petrifizierung der MachtverhäItnisse, die dann 
in dem Maße, als sich die Menschen ihrer 
eigenen Bestimmung und Aufgaben bewußt 
werden, mit Methoden der Gewalt in Frage 
gestellt werden. Der friedliche Charakter unse­
res gesellschaftlichen Lebens liegt also in der 
ununterbrochenen Bereitschaft, unsere gesell­
schaftlichen Einrichtungen einer ständigen 
Prüfung und unaufhörlichen Reform zu unter-
ziehen. 

' 

Macht entwickelt sich in besonders hohem 
Maße im Bereich der Wirtschaft, und der 
amerikanische Soziologe und Okonom 
Galbraith sagte in seinem Vortrag in Wien : 
"Wir können die moderne Industriegesell­
schaft nicht verstehen, wenn wir übersehen, 
daß in den hohen Stadien der Entwicklung 
die Macht unwiderruflich . . .  auf die Konzern­
bürokraten übergeht." 

Machtkonzentrationen gibt es, wie wir 
wisisen, nicht nur im national'en Bereich, son­
dern auch im internationalen, und sie wirken 
- das ist kennzeichnend für diese Epoche 
der Menschheitsgeschichte - Ischon über die 
Grenzen unseres Planeten hinaus. 

Der Versuch, in einer Regierungserklärung 
das Phänomen der Macht und der Manipula­
tion in der modernen Gesellschaft zu unter­
suchen, würde den Rahmen einer Regierungs­
erklärung sprengen. Ich habe diese Betrach­
tungen nur deshalb angestellt, um zum Aus­
druck zu bring·en, daß es mir als eine der 
wichtigsten Aufgaben der modernen Politik 
er'scheint, in der Demokratie alle jene Kräfte 
zu stärken, die der Kontrolle und Uber­
wachung j-eglicher Machtausübung dienen. 

Dazu gehört natürlich auch die Bereitschaft 
der Regierung, sich die Kontrolle durch die 

Parteien im demokratischen Staat nicht nur 
gefallen zu lassen, sondern sich ihr auch 
bereitwillig zu unterwerfen. Diese Bundes­
regierung wird sich bereit finden, alle jene 
Maßnahmen zu akzeptieren, die den Parteien 
dieses Haus-es verstärkte Möglichkeiten der 
Kontrolle des politischen und damit des 
öffentlichen Lebens bi'eten. Sie wird rsich dazu 
umso eher bereit finden, als sie sich des stän­
digen Wandels der Regierungs ausübung 
bewußt ist und des Umstandes, daß am Ende 
dieser Legislaturperiode ihre Tätigkeit der 
neuerlichen Beurteilung und Prüfung durch 
das österreichische Volk unterworf.en ist. 

Die Bundesregierung Isieht es als ihre Auf­
gabe an, die Verwaltung des Staates in 
gewissenhafter und fortschrittlicher Weise zu 
führen. Sie will aber nicht leugnen, daß sie 
sich bei ihrer Reformarbeit von sozialdemo­
kratischen Grundsätzen leiten läßt, also Ideen, 
die in den letzten 1 00 Jahren in so maß­
gebender Weise die Entwicklung der moder­
nen Demokratie beeinflußt und immer wieder 
zu einer tiefgreif,enden Humanisierung unseres 
gesellschaftlichen Lebens geführt haben. 
(Lebhafter, anhaltender Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zur Stellung eines formalen 
Antrages hat sich der Herr Abgeordnete Gratz 
zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Gratz (SPO) : Herr Präsident! 
Ich stelle den geschäftsordnungsmäßigen 
Antrag, über diese Regierungserklärung in der 
nächstfolgenden Sitzung dieses HauSres eine 
D e b a t  t e  abzuführen. 

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. 

Es ist beantragt, die Debatte über die 
Regierungserklärung in einer Sitzung am 
Mittwoch, dem 10.  November 1 97 1 ,  um 10 Uhr 
durchzuführen. 

ICh bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Antrag ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange­
nommen. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates 
berufe ich für Mittwoch, den 1 0. November, 
um 10 Uhr mit der Tagesordnung : Debatte 
über die Regierungserklärung, ein. 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet. 

Ich gebe noch bekannt, daß im Anschluß 
an die jetzige Sitzung die Konstituierung der 
Ausschüsse stattfinden wird. 

Die Sitzung ist g e  s c h i  0 s s e n. 

SchlUß der Sitzung : 12 Uhr 5 Minuten 
--------------------------------------------------------------------------
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